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hat. Da muss auf andere Veröffentli-
chungen verwiesen werden.

Und dann noch eine einleitende 
Anmerkung. Es ist ganz wesentlich, 
dass wir unsere eigene Analyse zu-
erst einmal nur auf einigermaßen 
gesicherten Fakten aufbauen. Des-
halb wird soweit wie nur möglich 
auf Spekulationen verzichtet, egal 
ob zum weiteren Verlauf der mili-
tärischen Auseinandersetzung oder 
zu eventuellen politischen Folgen in 
Russland usw.. Genauso ist dieser 
Artikel zurückhaltend bei der Kom-
mentierung von allen Ereignissen, 
die im Zentrum des stattfindenden 

Informationskrieges stehen. Das 
betrifft z.B. die Frage nach Kriegs-
verbrechen in Butscha oder warum 
die Evakuierung der Zivilisten aus 
Mariupol immer wieder gescheitert 
ist. Solchen Fragen wird im folgen-
den nicht nachgegangen. Nicht weil 
sie unwichtig wären oder gar weil 
sie verdrängt werden sollen. Wir 
werden zu einem späteren Zeit-
punkt, wenn die Nachrichtenlage 
dann hoffentlich klarer und über-
prüfbarer ist, darauf zurückkom-
men müssen. 

Auch ohne den Begriff 
„Zeitenwende“ zu stra-
pazieren, dürfte klar 

sein, die Analyse und Beurteilung 
der gegenwärtige Situation ist 
auch für Linke und Kommunisten 
nicht ganz einfach. Es stellen sich 
neue Fragen, bisherige Einschät-
zungen müssen kritisch überprüft 
werden. Selbstverständlich geht 
es dabei nicht um irgendeine An-
passung an die aufgeheizte poli-
tische Stimmung, die hierzulande 
zur Zeit dominiert. Es reicht aber 
auch nicht, diese Stimmung einfach 
nur abzulehnen und Widerspruch 
dagegen einzulegen, so berechtigt 
und notwendig das auch ist. Wir 
müssen der Sache schon auf den 
Grund gehen. 

Entsprechend dem Thema liegt 
der Schwerpunkt dieses Artikels 
auf der Einschätzung des heutigen 
Russland, der Russischen Föderati-
on. Selbstverständlich ist der Krieg 
auch auf das Engste mit den Ver-
hältnissen in der Ukraine und der 
dortigen Politik verbunden. Darauf 
wird aber nur am Rande eingegan-
gen, insbesondere wird nicht ge-
nauer untersucht, wie und warum 
die Entwicklung in der Ukraine zu 
den heutigen Verhältnissen geführt 
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Auch beim Erscheinen dieser Num-
mer der Arsti geht der Krieg in der 
Ukraine mit voller Schärfe weiter. Ein 
Ende und ein Kompromiss sind nicht 
mal in Sicht. 

Deutschland verstrickt sich immer 
mehr und steht in der Konfrontation 
auf Seiten Kiews mit allen Risiken. 
Da bleibt nichts mehr übrig von der 
sogenannten „Entspannungspolitik“ 
der 1970er Jahre, wie sie Willi Brandt 
mit großer Zustimmung im Lande ent-
wickelte.

Von der Sowjetführung wurde sie 
weltweit fälschlicherweise als „Fried-
liche Koexistenz“ gepriesen. 

Damals war die neue deutsche Au-
ßenpolitik dieser 70er Jahre auch eine 
Angleichung an die veränderten Kräfte-
verhältnisse in der Welt zugunsten der 
Sowjetunion. Sie diente aber gleichzei-
tig als ein Hebel zur Unterminierung 
der politischen Substanz des sozialis-
tischen Lagers. (Egon Bahr)

Die deutsche Bourgeoisie schüttelt 
nun, und das mit Hurra, die letzten 
Fesseln aus der schuldbeladenen Ver-
gangenheit ab – und das 80 Jahre nach 
dem Überfall Nazideutschlands auf die 
Sowjetunion.

Die neue Ära in Deutschland heißt 
nun: die alten Vorsätze vergessen, 
Macht und Dominanz in Europa, der 
Militarismus wieder als Mittel!

Dass dieser Krieg noch nicht been-
det ist, liegt hauptsächlich daran, dass 
es ein Stellvertreterkrieg geworden ist 
zwischen Rußland auf der einen und 
der NATO unter Führung der USA auf 
der anderen Seite. Dass dabei die Men-
schen in der Ukraine unsägliches Leid 
und Tod erleiden müssen, dass ihr Land 

und seine Infrastruktur in Schutt und 
Asche gelegt werden für das Ziel, dass 
Rußland ruiniert werden soll und die-
sen Krieg nicht gewinnen darf, wird von 
der NATO billigend in Kauf genommen. 

Die Finanzierung des Krieges durch 
die USA und die EU wie auch die Waf-
fenlieferungen an die Ukraine halten 
den Krieg am Laufen. 

Auf unserer Frühjahrstagung in 
München im Mai haben wir uns aus-
führlich mit dem Krieg in der Ukraine 
auseinandergesetzt – auch in der vor-
liegenden Nummer ist dieses Thema 
daher der Schwerpunkt. Dabei versuch-
ten wir, uns den Staat Rußland genau-
er anzusehen. Dass Rußland auch ein 
kapitalistischer Staat ist, steht außer 
Zweifel. Die schwierigere Frage, ob 
Rußland auch ein imperialistischer 
Staat ist, wurde in der Diskussion be-
handelt. Wir drucken das überarbeitete 
und ergänzte Referat ab. 

Mit der Rolle der Medien und ih-
rer „Kriegsberichterstattung“ befasste 
sich der zweite Themenblock. Der zu-
gehörige Vortrag steht ebenso in dieser 
Ausgabe.

Als Abschluß zur Kriegsthematik 
diskutierten wir über (Auf-)rüstung und 
Waffenlieferungen und deren Auswir-
kungen auf den „Sozialstaat“ und die 
Folgen. Das zugrundeliegende Referat 
drucken wir in überarbeiteter Form ab.

Ein weiterer Diskussionspunkt auf 
der Tagung war der Zustand der Partei 
Die Linke. Ein Mitgründer der WASG 
in Bayern hielt einen Vortrag von deren 
Entstehung über verschiedene Entwick-
lungsschritte bis zur jetzigen Situation 
der Linkspartei. Wir bedanken uns beim 
Referenten und auch dafür, dass er uns 
die Abdruckerlaubnis erteilt hat. 

Es war ja eigentlich klar, was bei 
den unterschiedlichen Ausgangslagen 

zu erwarten war – da ist die momentane 
Situation in der Partei fast eine logische 
Konsequenz. 

Wir entschuldigen uns für das 
Nichterscheinen des in der letzten 
Nummer angekündigten Artikels „Der 
Georg, sein Jesus und die Kartona-
gen“. Darin liefert der Verfasser neue 
Erkenntnisse über den fatalen Einfluss 
der christlichen Rechten und deren 
Macht. Der Autor, ein uns eng verbun-
dener Genosse der AGI-Dorfen, hat sich 
bereits in der Arsti 211 mit dem The-
ma befasst.

Zum Artikel über die Klassenfrage 
erreichte uns ein Leserbrief, den wir 
nachdrucken.

Zwei Rezensionen runden diese 
Nummer ab. Die eine widmet sich dem 
neu erschienen Buch von Jörg Kronauer 
mit dem Titel „Der Aufmarsch“, in dem 
der Autor die Vorgeschichte des Krieges 
in der Ukraine darstellt. 

Die andere befasst sich mit dem 
Buch von Heiner Karuscheit, „Sozia-
lismus ohne Basis“.

Wir möchten uns dafür entschuldi-
gen, dass in der letzten Nummer das 
Beiliegen von Überweisungsscheinen 
zwar angekündigt war, diese jedoch 
fehlten. (Wir haben erst am Tage des 
Versands festgestellt, dass wir veral-
tete Formulare hatten.) Das holen wir 
dieses Mal mit aktualisierten Formu-
laren nach. 

Einige Leser haben von sich aus 
trotzdem schon das Abo bezahlt bzw. 
uns höhere Beträge als Spende über-
wiesen. (Ein kleiner Teil tut das bereits 
regelmäßig zur Jahreswende.) Dafür sa-
gen wir herzlichen Dank!

Die anderen bitten wir hiermit um 
ihre Unterstützung (,nicht nur in finan-
zieller Hinsicht). Wir sind darauf ange-
wiesen. Danke!

       Die Arbeiterstimme erscheint 
viermal im Jahr. Abonnement und 
Geschenkabonnement kosten 13,– € 

(einschließlich Versandkosten). Über 
Förderabonnements (ab 20,– €. aufwärts) 
sind wir sehr erfreut. Den Betrag bitten 
wir, jeweils am Jahresanfang zu über-
weisen. Rechnungserstellung erfolgt aus 
Kostengründen in der Regel nicht, son-
dern nur auf Wunsch. Die Abonnements 
können zum Jahresende gekündigt 
werden. Falls die Bezahlung des Abon-
nements eine Belastung darstellt (z. B. 
aus sozialen Gründen), schicken wir die 
Arbeiterstimme auch kostenlos zu. An 
Tausch-Abos mit anderen Zeitschriften 

sind wir interessiert, bitte schickt uns ein 
Probeexemplar. Die inhaltliche Mitarbeit 
bei der Arbeiterstimme ist erwünscht: 
Die Redaktion behält sich aber das Recht 
vor, Artikel abzulehnen, zu ändern oder 
zu kürzen.  Leser*innenbriefe geben nicht 
Meinung der Redaktion wieder.

Helft mit, die Arbeiterstimme zu 
verbreiten! Schickt uns Adressen von 
politisch interessierten Menschen, de-
nen wir die Arbeiterstimme probeweise 
zuschicken können.

Nachdruck nur mit Einverständnis 
der Redaktion (außer bei politisch nahe-
stehenden Organisationen) und gegen 
Zusendung von Belegexemplaren.
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Die Ausgangslage, die 
Auflösung der Sowjetunion

Die zwei Staaten, die sich im Uk-
raine-Krieg unmittelbar gegenüber-
stehen, waren vor 32 Jahren, noch 
beide selbstverständliche Teile der 
Sowjetunion. Damals, bei der Auflö-
sung der Sowjetunion, war die jetzige 
kriegerische Konfrontation keines-
wegs vorgezeichnet. 

Der Wunsch nach Unabhängigkeit 
hat zwar in der krisenhaften Spätpha-
se der Sowjetunion (SU) eine bedeu-
tende Rolle gespielt, aber eigentlich 
nicht in Bezug auf die Ukraine. Die 
Unabhängigkeit war vor allem für die 
drei baltischen Länder ein mit großer 
Entschlossenheit angestrebtes Ziel, 
dann auch für Moldawien/Transnis-
trien und die Kaukasus-Republiken 
Georgien und Armenien. Zusätzlich 
gab es auch Unabhängigkeitsbewe-
gungen in einigen Gebieten, die keine 
eigenen Sowjetrepubliken waren, wie 
etwa Tschetschenien oder Abchasien. 
Nebenbei sei angemerkt, dass die Si-
tuation im Kaukasus wegen diverser 
lokaler Konflikte wie z.B. zwischen 
Armenien und Aserbaidschan oder 
Georgien und Abchasien ziemlich 
anders war als im Baltikum. Darauf 
wird aber nicht weiter eingegangen, 
das wäre ein eigenes Thema. Für die 
Ukraine spielte die Unabhängigkeit 
zuerst einmal keine entscheidende 
Rolle (ähnlich wie für Belarus, Ka-
sachstan und andere Sowjetrepub-
liken). 

Um zu erklären, warum es dann 
trotzdem ziemlich schnell zur Auflö-
sung der SU und zu einer selbststän-
digen Ukraine gekommen ist, muss 
man etwas ins Detail gehen.

1989 fanden Wahlen zum (neu 
geschaffenen) SU-weiten Kongress 
der Volksdeputierten statt. Bei die-
sen Wahlen gab es, sehr vereinfacht 
gesprochen, eine Mehrheit für die 

Anhänger Gorbatschows, die prinzi-
piell für den Erhalt der SU eintraten.

Im Frühjahr 1990 fanden dann 
Wahlen in den einzelnen Republiken 
statt. Bei diesen Wahlen mussten Gor-
batschow und seine Anhänger eine 
Niederlage hinnehmen. In Russland, 
der damaligen RSFSR, wurde Jelzin, 
der auf viel radikalere Veränderun-
gen drängte, Präsident und kon-
kurrierte seitdem mit Gorbatschow 
um den entscheidenden politischen 
Einfluss. 

1990 erklärten sich auch die ersten 
Sowjetrepubliken, z.B. Litauen, für 
unabhängig. Die Antwort der Füh-
rung unter Gorbatschow war der Vor-
schlag eines neuen Unionsvertrags. 
Dieser sollte die Rechte und Pflichten 
der Zentrale und der Republiken auf 
eine neue Grundlage stellen. Ziel war 
dabei die weitgehende Erhaltung des 
staatlichen Verbunds der bisherigen 
SU. Über diesen Vorschlag wurde 
am 17. März 1991 ein Referendum 
abgehalten. Sechs Republiken betei-
ligten sich bereits nicht mehr offizi-
ell an diesen Referendum (Estland, 
Lettland, Litauen, Moldawien, Ar-
menien, Georgien). In den anderen 
Republiken zeigte sich eine große Zu-
stimmung zum neuen Unionsvertrag 
(z.B. RSFSR: 71,3 % ja, 26,4 % nein, 
75,4 % Beteiligung; Belarus: 82,7 % ja, 
16,1 % nein, 83,3 % Beteiligung; Ka-
sachstan: 94,1 % ja, 5,0 % nein, 88,2 % 
Beteiligung). In der Ukraine gab es 
70,2 % Ja-Stimmen und 28 % Nein-
Stimmen bei einer Beteiligung von 
83,5 %. Daraus wird ersichtlich, es 
gab auch damals schon Nationalisten, 
die die staatliche Einheit nicht fortset-
zen wollten, aber sie waren weit von 
einer Mehrheit entfernt. Der neue 
Unionsvertrag trat aber nie in Kraft. 
Denn ein paar Tage vor der geplan-
ten Unterzeichnung starteten Kreise 
um den damaligen Vizepräsidenten 
der SU, Gennadi Janajew, den soge-

nannten Augustputsch (19.8.1991). 
Gorbatschow wurde auf der Krim 
festgesetzt. Der Putsch brach nach 
kurzer Zeit zusammen, löste aber 
eine Dynamik aus, die sehr schnell 
zur Auflösung der SU führte. Denn 
die Führung des Widerstand gegen 
den Putsch konzentrierte sich in 
den Einzelrepubliken, insbesondere 
der RSFSR unter Jelzin. Im Rahmen 
des Widerstandes gegen den Putsch 
erfolgten auch Unabhängigkeits-
erklärungen wie die der Ukraine 
am 24.8.1991 und von Belarus am 
25.8.1991. Gorbatschow konnte zwar 
wieder nach Moskau zurückkehren, 
unterlag aber im folgenden Macht-
kampf den radikaleren „Reformern“ 
wie Jelzin. In den folgenden Monaten 
erklärten sich nach und nach auch die 
anderen Republiken für unabhängig, 
als letztes Kasachstan am 16.12.1991. 

Folgerichtig erklärten die Führun-
gen von drei Republiken (Jelzin für 
Russland, Krawtschuk für die Ukra-
ine und Schuschkewitsch für Belarus) 
in der Beloweschen Vereinbarung 
(8.12.1991) die Existenz der Sowjet-
union für beendet und beschlossen 
stattdessen die Gründung der „Ge-
meinschaft Unabhängigen Staaten“ 
(GUS), die aber nie eine wesentliche 
Rolle spielen sollte.

Die Ukraine organisierte ein neues 
Referendum. Am 1.12.1991 stimmten 
90,3 % für die Unabhängigkeit. Nach 
nicht einmal neun Monaten hatte sich 
die Stimmung vollkommen gedreht. 
Allerdings bestand zum Zeitpunkt 
des zweiten Referendums auch kaum 
mehr eine realistische Alternative zur 
Unabhängigkeit.

Die Auflösung der SU in der Form, 
wie sie abgelaufen ist, ist in gewis-
ser Weise ein Nebenprodukt eines 
Machtkampfes, zuletzt des Kampfes 
Jelzin gegen Gorbatschow, wenn man 
das auf die Personen zuspitzen will. 
Ein Nebenprodukt deshalb, weil das 
Hauptfeld der Auseinandersetzung 
natürlich die Radikalität der anste-
henden Transformation war. 

Und diese Transformation hat 
dann auch stattgefunden, in Russland 
und der Ukraine. In beiden Ländern 
folgte eine chaotische Übergangspha-
se zum Kapitalismus. In dieser Zeit 
kam es zum Aufstieg der Oligarchen. 
Diese konnten sich im Rahmen der 
stattfindenden Privatisierungen einen 
großen Teil des Produktivvermögens 
aneignen. Noch heute beherrschen sie 
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weite Teile der russischen bzw. ukrai-
nischen Wirtschaft. Diese Zeit war von 
einer tiefen Wirtschaftskrise begleitet. 
Besonders in den Jahren 1991,1992 
und 1993 kam es zu starken Einbrü-
chen bei der Produktion, begleitet von 
hohen Inflationsraten und einer Ver-
armung breiter Schichten. Die Krise 
führte auch zu einer Deindustrialisie-
rung. Der Anteil der Industriegüter 
am BIP ging von 65 % (1990) auf 41 % 
(2004) zurück. Die Tiefe dieser post-
sowjetischen Krise und die Folgen, die 
davon ausgegangen sind, darf man 
nicht unterschätzen. Nicht vergessen 
darf man auch, dass die Transformati-
on nicht gewaltfrei durchgesetzt wur-
de. Man denke nur an die Beschießung 
des russischen Parlaments (1993) und 
die anschließende Etablierung einer 
Präsidialverfassung mit autoritären 
Zügen unter Jelzin, wobei dieser von 
den USA mit erheblichen Geldmitteln 
unterstützt wurde.

Russland erlebte dann 1998/99 
nochmal eine Verschärfung der 
wirtschaftlichen Probleme, die soge-
nannte Russland- oder Rubel-Krise. 
In Anschluss an die Turbulenzen 
der Finanz- und Devisenmärkte in 
Asien gerieten auch die russischen 
Finanzmärkte unter Druck. Sowohl 
ausländisches als auch inländisches 
Kapital wurde fluchtartig aus Russ-
land abgezogen. Der Staat konnte 
sein Haushaltsdefizit nicht mehr fi-
nanzieren und stellte vielfach seine 
Zahlungen ein. Firmen wurden nicht 
mehr für ihre Waren bezahlt und 
konnten ihrerseits die Löhne oder 
Zulieferer oder den Strom etc. nicht 
mehr bezahlen. Die Folge war ein Zu-
sammenbruch der Zahlungsketten. 
Unter dem Druck des IWF musste die 
Regierung (noch unter Jelzin) einen 
strikten Sparkurs einschlagen und 
weitere „Reformen“ durchführen. 
Der Rubel, der damals noch nicht frei 
floatete, wurde um ca. 60 % abgewer-
tet. Erst ab dem Jahr 2000 stabilisierte 
sich die Lage wieder.

Bis dahin war der Verlauf in Russ-
land und der Ukraine weitgehend 
parallel, wobei der Niedergang in der 
Ukraine im allgemeinen noch größer 
war als in Russland. Nach 2000 ent-
wickelten sich Russland und die Uk-
raine immer weiter auseinander. Eine 
wesentliche Ursache dafür war das 
Erdöl und sein Preis. Denn dieser, und 
in seinem Gefolge auch der Gaspreis, 
zeigte mehrere Jahre (bis zur Finanz-

krise 2008) eine starke Aufwärtsent-
wicklung, die Russland steigende Ein-
nahmen bescherte. Die Ukraine konn-
te mangels einschlägiger Ressourcen 
nicht vom Anstieg der Energiepreise 
profitieren, im Gegenteil, ihre notwen-
digen Importe verteuerten sich. 

Die Russischen Föderation 
nach 2000.

Im August 1999 ernannte Jelzin 
Wladimir Putin zum Ministerpräsi-
denten, im Mai 2000 wurde dieser 
Präsident der Russischen Föderation.

Wirtschaft

Für Russland bedeutete die wirt-
schaftliche Stabilisierung einmal den 
Rückgang der hohen Inflationsraten. 
Die Produktion erholte sich allmäh-
lich, die Staatseinnahmen stiegen 
ebenfalls. Der russische Staat wurde 
wieder zahlungsfähig und kredit-
würdig. Die Leistungen des Staates 
konnten wieder zuverlässig erbracht 
werden, wenn auch auf einem ver-
gleichsweise niedrigen Niveau. 

Charakteristisch für die russische 
Ökonomie ist der große Anteil des 
Energie- und Rohstoffsektors. Dieser 
liefert den Löwenanteil der priva-
ten Profite und auch der Staatsein-
nahmen. Rohstoffe stehen für ca. 80 
Prozent des russischen Exports und 
finanzieren zu rund 50 Prozent den 
Staatshaushalt.(Zahlen nach Ostaus-
schuss der deutschen Wirtschaft – 
Stand März 2014) 

An erster Stelle stehen die Träger 
von fossiler Energie: Erdöl, Erdgas 
und Steinkohle. Diese Produkte sind 
mit großen Abstand die wichtigsten 
für die russische Ökonomie. Aber 
auch bei anderen Rohstoffen spielt 
Russland international eine wichtige 
Rolle. Zu nennen wären etwa Nickel, 
Titan und Palladium.

Auf den günstigen Energieträgern 
baut auch ein Teil der Industrie auf, 
z.B. die Herstellung von Aluminium 
und von Stickstoffdünger. Beide Pro-
duktionszweige sind sehr energiein-
tensiv. Bedeutend sind auch noch 
andere rohstoffnahe Industrien wie 
die Erzeugung von Eisen und Stahl 
und die Basischemie.

Auch landwirtschaftliche Roh-
stoffe sind für Russland wichtig. Im 
Wirtschaftsjahr 2020/21 war es z. B. 
mit 19,67 % Marktanteil der weltweit 
führende Exporteur von Weizen und 
Weizenprodukten (vor der EU mit 
14,96 % und Kanada mit 13,95 %; zum 
Vergleich Ukraine 8,48 %; Angaben 
laut Statista).

In Russland gibt es immer noch 
eine vielfältige Industrie. Allerdings 
scheint diese, was ihre Leistungs-
fähigkeit bzw. die Modernität und 
Qualität der Produkte betrifft, inter-
national oft wenig konkurrenzfähig 
zu sein. Natürlich gibt es Ausnahmen, 
z.B. Waffen und andere militärische 
Güter oder auch Atomkraftwerke und 
deren Zubehör wie Brennstäbe. 

Staatlicherseits gab es Bestrebun-
gen, die industrielle Basis zu moder-
nisieren und zu stärken. Durch die 
Definition von strategischen Zielen 
(hier wirtschaftlich und nicht militä-
risch zu verstehen) wurde versucht 
industriepolitisch Einfluss zu neh-
men und die Weichen für die Zukunft 
zu stellen. Aber anscheinend bisher 
mit nur mäßigen Erfolg, soweit man 
das von hier aus beurteilen kann.

Die sogenannten Oligarchen kon-
trollieren nach wie vor wesentliche 
Teile der russischen Ökonomie. Da-
neben gibt es aber auch noch einen 
nennenswerten staatlichen Sektor, im 
Energiebereich (Gazprom und Ros-
neft) und im Rüstungsbereich und 
damit verwandten Branchen. (28,4 % 
aller in der Wirtschaft Beschäftigten 
arbeiten in Firmen mit staatlichen 
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bzw. kommunalen Eigentümern, 
nach Daten des russischen Amtes für 
Statistik zu 2013)

Russlands Wirtschaftspolitik ist 
neoliberal geprägt. Eine prominen-
te und einflussreiche Vertreterin 
des Neoliberalismus ist die Chefin 
der russischen Zentralbank, Elvira 
Nabiullina. Der Staat ist bei seinen 
Ausgaben sparsam. Die Zeiten der 
hohen Erdöl- bzw. Gaspreise wur-
den genutzt, um finanzielle Reser-
ven zu bilden, die inzwischen eine 
beträchtliche Höhe erreicht haben. 
In der Vergangenheit war Russland 
weitgehend offen für ausländisches 
Kapital, genauso wie auch der Export 
von einheimischem Kapital problem-
los möglich war. Es gab bedeutende 
ausländische Investitionen in Russ-
land, viele transnationale Konzerne 
waren daran beteiligt. Ausländische 
Konzerne investierten auch in die 
Gewinnung von Erdöl und Erdgas. 

Das von Öl und Gas dominierte 
Wirtschaftsmodell offenbarte aber 
auch seine Grenzen. Nach der Fi-
nanzkrise 2008 und während der 
Corona-Flaute (2020/21) ging welt-
weit die Nachfrage nach Öl zurück 
und dementsprechend brachen die 
Preise ein, was entsprechende ne-
gative Folgen für den russischen 
Staatshaushalt hatte. Die neoliberale 
Ausrichtung und die Offenheit für 
ausländisches Kapital blieb nicht 
ohne Widerspruch. Es gibt eine auch 
in Staat und Regierung vertretene 
und in den letzten Jahren anschei-
nend stärker gewordene Strömung, 
die man als national-konservativ be-
zeichnen könnte. Sie plädiert haupt-
sächlich für eine stärkere Binnenori-
entierung in der Wirtschaft und für 
die Förderung einer auf Importsubs-
titution ausgerichteten Industrie, au-
ßerdem für eine stärkere Ausrichtung 
auf den asiatischen Raum. Ein relativ 
bekannter Vertreter dieser Richtung 

ist etwa der Ökonom Sergei Glasjew 
(Mitglied der russischen Akademie 
der Wissenschaften). Die politische 
Entwicklung der letzten Jahre be-
günstigte diese Strömung. Bereits die 
Sanktionen ab 2014 haben die Inves-
titionen des Auslands abgebremst. 
Nach den jüngsten Sanktionen hat 
sich die Situation völlig gewandelt. 
Viele westliche Firmen ziehen sich 
wieder aus Russland zurück.

Von der Ökonomie her ist Russ-
land eher als Schwellenland einzustu-
fen, allerdings mit einigen Inseln in 
der Hochtechnologie. Abschließend 
noch ein paar Grunddaten. Bei der 
Größe der Bevölkerung ist Russland 
(ca. 145 Mio.) gut mit Deutschland 
plus Frankreich (83 + 67 = 150 Mio.) 
vergleichbar. Auffallend ist beim Ver-
gleich der Wirtschaftskraft der große 
Unterschied zwischen dem nomina-
len Bruttoinlandsprodukt (BIP) und 
dem BIP gemessen in Kaufkraftpa-
ritäten (KKP). Beim nominalen BIP 
weist Russland nur 27 % des BIP 
von Deutschland plus Frankreich 
aus. Rechnet man in KKP sind es 
immerhin 60 % (Zahlen für 2020 aus 
Wikipedia). Offensichtlich wird der 
Rubel auf den internationalen De-
visenmärkten nur relativ schwach 
bewertet (und das seit Jahren und 
unabhängig vom Krieg in der Ukrai-
ne). Die interne Kaufkraft des Rubel 
ist deutlich größer.

Innenpolitik

Die Zeit der ökonomische Stabili-
sierung war innenpolitisch von einer 
Stärkung der Zentralmacht begleitet. 
Die eigenen Wege, die in manchen 
Regionen (z. B. Tatarstan) von den 
dortigen Administrationen versucht 
wurden, wurden wieder unterbun-
den. In Tschetschenien (teilweise 
auch in angrenzenden Gebieten wie 
Dagestan und Inguschetien) wurde 

ein von beiden Seiten brutaler Krieg 
geführt, der mit der Niederlage der 
dortigen Unabhängigkeitsbewegung 
(sei es der radikal islamistischen oder 
der eher gemäßigt islamistischen/sä-
kularen Nationalisten) endete.

Die genauen internen Macht-
verhältnisse, die sich seit 1990 in 
Russland etabliert haben, sind von 
außen nicht so ohne weiteres zu 
durchschauen. Offensichtlich gibt 
es innerhalb der herrschenden Krei-
se verschiedene Gruppen, wie etwa 
Vertreter aus dem Machtapparat, 
die sogenannten Silowiki, oder die 
Oligarchen. 

Das Gewicht der Silowiki scheint 
im Laufe der Zeit eher zugenommen 
zu haben. Den Oligarchen dagegen 
wurden die Schranken ihres politi-
schen Einflusses aufgezeigt (z. B. im 
Fall Chodorkowski). Anscheinend 
haben sie keinen unmittelbar be-
stimmenden Einfluss mehr auf die 
Staatsführung. Aber der Besitz der 
Oligarchen wurde im allgemeinen 
nicht angetastet. 

Die Medien wurden immer stär-
ker einer direkten staatlichen Kon-
trolle unterworfen. Die demokrati-
schen Mitwirkungsmöglichkeiten 
wurde schrittweise abgebaut oder zu-
mindest relativiert, vor allem durch 
Verbote bzw. die administrative Be-
hinderung von oppositionellen Grup-
pen. Die Repression hat im Laufe der 
Jahre zugenommen.

Die Silowiki bzw. Personen, die 
diesen Kreisen entstammen, haben 
sich inzwischen auch direkten Zugriff 
auf die gesellschaftlichen Reichtümer 
verschafft. Sie besetzen vielfach Po-
sitionen an ökonomisch wichtigen 
Stellen (z.B. als Chefs von staatlich 
kontrollierten Firmen wie Gazprom, 
Rosneft etc.). Anscheinend gibt es 
vielfältige korrupte Praktiken, durch 
die sich einflussreiche Staatsvertreter 
bereichern können. 

Präsident Putin fungiert vermut-
lich als Schiedsrichter und letzter Ent-
scheider über den diversen Macht-
gruppen.

Außenpolitik

Im Zuge der Auflösung der SU 
und einige Zeit danach waren viele 
Ansätze zur Kooperation mit dem 
„Westen“ zu beobachten. Dazu nur 
ein paar Stichpunkte. 1990 beschlos-
sen alle KSZE-Staaten die Charta 
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von Paris. Diese sollte die Basis für 
die zukünftige partnerschaftliche 
Entwicklung bilden. Die Staaten der 
NATO und des, damals noch beste-
henden, Warschauer Pakts verspra-
chen, sich zukünftig nicht mehr als 
Gegner zu betrachten. Bereits die 
erste NATO-Osterweiterung 1997 
sorgte dann für erhebliche Irritati-
onen auf russischer Seite, beendete 
aber die Phase der Kooperation noch 
nicht. Es folgte die NATO-Russland-
Grundakte (1997), die eine neue Basis 
für die Zusammenarbeit bilden sollte. 
Seit 1998 (bis 2014) war der russische 
Präsident Teilnehmer an der früheren 
G7-Runde, die damit zur G8 wurde. 
Auch die Rede Putins im Bundestag 
(2001) stand noch im Zeichen der Ko-
operation. 

Danach wurde die zunehmende 
Distanz und Konfrontation immer 
offensichtlicher, z. B. in der Rede Pu-
tins auf der Sicherheitskonferenz in 
München (2007). Einen erheblichen 
Beitrag zum Entstehen dieser Kon-
frontation leistete die Politik der NA-
TO-Ausdehnung nach Osten. (siehe 
dazu Artikel in der ARSTI 125 „Der 
NATO-Prolog des Ukraine-Krieges“). 
Weitere Stichpunkte sind: Anerken-
nung der Unabhängigkeit Kosovos 
durch USA und BRD (Februar 2008), 
NATO-Beitrittsperspektive für Geor-
gien und die Ukraine (April 2008), die 
militärische Intervention Russlands 
in Südossetien bzw. Georgien und 
Abchasien (August 2008), die Annexi-
on der Krim und die Entstehung der 
sogenannten Volksrepubliken von 
Luhansk und Donezk (2014).

Russische Außenpolitik gab es na-
türlich nicht nur Richtung Westen. 
Insbesondere mit der Schanghaier Or-
ganisation für Zusammenarbeit (2001, 
Vorläufer 1996) wurde eine Koopera-
tion nach Asien hin etabliert. Aber das 
steht nicht im Fokus dieses Artikels.

Nach der Transformation zum 
Kapitalismus musste logischerweise 
auch die Außenpolitik auf eine neue 
Basis gestellt werden. Beim Verhältnis 
Russland zum „Westen“ gab es keinen 
Systemgegensatz mehr. Als Rohstoff-
lieferant stellt Russland in gewisser 
Weise sogar eine ideale Ergänzung für 
die rohstoffarmen westeuropäischen 
Länder dar. 

Der erste Ansatz (etwa ab 1990) 
war, in der Außenpolitik einen Schul-
terschluss mit den führenden kapita-
listischen Staaten zu versuchen. Er-

klärungen wie die Charta von Paris 
und Zusicherungen von westlichen 
Politikern, auf die Sicherheitsinteres-
sen Russlands Rücksicht zu nehmen, 
schienen die Basis für eine (gleichbe-
rechtigte) Zusammenarbeit zu bilden. 
Auf Dauer hat das aber nicht funk-
tioniert. Die Interessen waren trotz 
Kapitalismus auf beiden Seiten zu 
unterschiedlich. 

Als Rohstofflieferant nimmt Russ-
land im Weltkapitalismus letztlich 
eine periphere Position ein. Und mehr 
wurde Russland von der führenden 
kapitalistischen Macht, den USA, auch 
nicht zugestanden. Diese zweitrangi-
ge Position wurde von Russland aber 
nicht akzeptiert. Russland ist in fast 
allen Bereichen den USA unterlegen, 
dem gesamten „Westen“ sowieso. 
Aber bei der Atombewaffnung besteht 
in etwa Parität mit den USA. Deshalb 
sieht sich Russland als Weltmacht und 
beansprucht für sich ein Verhältnis auf 
Augenhöhe mit den USA. Es ist nicht 
bereit, sich deren Hegemonie unterzu-
ordnen, wie das viele andere Länder 
tun, auch Deutschland, Frankreich, 
Japan usw.

Ein weiterer Grund für die Bean-
spruchung einer Großmachtrolle dürf-
te in der Geschichte liegen. Russland 
sieht sich als Erbe des Supermachtsta-
tus der Sowjetunion.

Bei der Hegemoniefrage geht es 
nicht allein um die Position Russlands. 
Aus Sicht der USA gilt es auch zu ver-
hindern, dass andere kapitalistische 
Länder sich von der Vormacht USA lö-
sen und einen deutlich unabhängige-
ren Kurs anstreben, eventuell in mehr 
oder weniger enger Kooperation mit 
Russland. In Frage kämen dabei etwa 
Deutschland und/oder Frankreich 
und darüber hinaus die gesamte (von 
den beiden Ländern angeführte) EU. 
Am deutlichsten sichtbar wurde diese 
Möglichkeit vielleicht 2002/03 vor dem 
Irakkrieg, der von Deutschland und 

Frankreich in Übereinstimmung mit 
Russland nicht mitgetragen wurde. 
Weitere Punkte sind das Projekt Nord 
Stream (Vertragsunterzeichnung 2005, 
Planungen für Nord Stream 2 ab 2013) 
und das Veto gegen den sofortigen 
NATO-Beitritt der Ukraine 2008. Al-
lerdings gab es in allen dafür infra-
ge kommenden westlichen Ländern 
immer auch erhebliche Widerstände 
gegen eine stärker auf Russland aus-
gerichtete Politik. Eine echte Abkehr 
von den USA stand nie ernsthaft zur 
Debatte.

Trotzdem könnten solche Befürch-
tungen die aggressivere Vorgehens-
weise der USA bei allen Fragen zur 
NATO-Osterweiterung, zur Unter-
stützung von anti-russischen Bewe-
gungen in der Ukraine (und Georgi-
en), zur Bewaffnung dieser Länder 
usw. erklären. Genauso wie die enge 
Kooperation in solchen Fragen mit 
Polen und dem Baltikum.

Die Weigerung Russlands, sich 
in das Hegemoniesystem der USA 
einzuordnen, muss als der entschei-
dende Grund für das Wiederaufleben 
der Konfrontation angesehen werden. 
Alle anderen Faktoren sind entweder 
davon abgeleitet oder letztlich zweit-
rangig. Vermutlich würden sie nach 
einer Eingliederung in das Hegemo-
niesystem keine wesentliche Rolle 
mehr spielen. Das gilt auch für das 
ständig kritisierte Demokratiedefizit. 

In der realen historischen Ent-
wicklung brauchte die Definition des 
eigenen weltpolitischen Standpunkts 
und einer eigenständigen Außen-
politik Zeit. Nach den chaotischen 
Jelzin-Jahren war die allmähliche 
wirtschaftliche und innenpolitischen 
Stabilisierung Voraussetzung für die 
Formulierung der außenpolitischen 
Linie. Es ist davon auszugehen, dass 
dies eine längere Entwicklung war, 
die schrittweise und weitgehend in ei-
nem ad-hoc Prozess aus den aktuellen 
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Gegebenheiten und Widersprüchen 
heraus erfolgte. Auf Aktionen folgten 
Reaktionen, ausgeführt von Russland 
und den anderen Mächten wie den 
USA. Keineswegs darf dieser Prozess 
auf einen Plan, der schon immer von 
Putin verfolgt wurde, reduziert wer-
den. Faktum ist, die Differenzen mit 
dem „Westen“ wurden im Laufe der 
Jahre immer größer. Die Ansätze zur 
Zusammenarbeit verkümmerten. Der 
„Westen“ und insbesondere die USA 
trugen durch ihre Aktionen erheblich 
zu dieser Entwicklung bei.

Die Herausbildung einer 
neuen nationalen russischen 
Ideologie

Mehr oder weniger parallel zu den 
oben genannten Prozessen der wirt-
schaftlichen und politischen Stabili-
sierung und der Entwicklung einer ei-
genständigen Rolle in der Außenpoli-
tik kristallisierten sich Elemente eines 

neuen Selbstverständnisses bzw. einer 
neuen nationalen Ideologie heraus. 

Eine solche Ideologie ist naturge-
mäß eine relativ vage Angelegenheit. 
Ihre Verbreitung und Verankerung ist 
nicht in allen gesellschaftlichen Grup-
pen gleich. Auch inhaltlich gibt es 
dort unterschiedliche Schwerpunkte 
oder verschiedene Interpretationen 
einzelner Elemente.

Stichwörter, die diese neue rus-
sische Ideologie umreißen können, 
sind etwa: Die Betonung der Eigen-
ständigkeit und der Souveränität des 
Landes, die auch durch seine schiere 
Größe gerechtfertigt wird. Die Vor-
stellung von einer einzigartigen russi-
schen Zivilisation und deren Abgren-
zung von einer westeuropäischen, 
das bedeutet orthodox-christlich, 
gesellschaftlich konservativ, anti-fe-
ministisch, anti-gay, anti-dekadent, 
anti-liberal, eine starke und autoritäre 
Führung begrüßend oder zumindest 
hinnehmend.

Als ein Beispiel dafür kann die 
neue Aufmerksamkeit für den reakti-
onären Philosophen Iwan Iljin gelten 
(siehe Kasten).

Es ist offensichtlich, dass die staat-
lich gelenkten Medien bei der Ver-
breitung einer solchen Ideologie eine 
wesentliche Rolle spielen. Es wäre 
aber falsch, die Herausbildung einer 
nationalen Ideologie nur als Schöp-
fung der Medien bzw. der Führung 
abzutun. Vielmehr handelt es sich um 
die Entwicklung eines ideologischen 
Überbaus für die russische Gesell-
schaft, gemäß den gegebenen Bedin-
gungen, materiell und gesellschaftlich. 
Die einschneidenden Veränderungen 
nach der Auflösung der Sowjetunion 
bedingen und erfordern die Heraus-
bildung eines neuen Überbaus. 

Die Medien bringen zwar vor 
allem die Positionen der gegenwär-
tigen Führung zum Ausdruck und 
sind entsprechend einseitig. Kriti-
sche Stimmen werden immer mehr 
unterdrückt. Deshalb ist es nicht 
einfach festzustellen, wie groß die 
Verankerung der neuen Ideologie 
wirklich ist. Es ist aber schon davon 
auszugehen, dass Nationalismus, 
die Betonung der Eigenständigkeit 
gegenüber den USA (den dekaden-
ten Westen) und ähnliche Elemente 
prinzipiell erhebliche Zustimmung 
finden. Genauso wie entsprechende 
reale Taten Zustimmung finden, etwa 
die Annexion der Krim. Ob das für 
den Krieg gegen die Ukraine, zumal 

Der Philosoph Iwan Iljin

Iwan Alexandrowitsch Iljin wurde 
1883 in Moskau geboren. Er stammte 
aus einer alten aristokratischen Fa-
milie. Nach einem Jura-Studium in 
Moskau begann er 1909 einen zwei-
jährigen Forschungsaufenthalt in 
Deutschland, Italien und Frankreich. 
Nach seiner Rückkehr wurde er Pro-
fessor der Rechtswissenschaften. Im 
revolutionären Russland wurde er 
mehrmals verhaftet und 1922 aus der 
Sowjetunion verbannt. Er lebte dann 
bis 1938 in Berlin und danach bis zu 
seinem Tode 1954 in der Schweiz.

Iljin war strikt anti-bolschewis-
tisch und ein wichtiger Ideologe der 
„Weißen Bewegung im Ausland“. In 
seiner Schrift „Über den gewaltsamen 

Widerstand gegen das Böse“ forderte 
er beim Kampf gegen die Bolschewi-
ki – für ihn das Böse – den Mut, „zu 
verhaften, zu verurteilen und zu erschie-
ßen“. 1938 entwarf er einen Vorschlag 
für eine postsowjetische Verfassung 
Russlands. Demokratie lehnte er da-
rin ab, er sprach sich für eine autori-
täre Staatsführung aus. Der Staat soll 
seine Legitimation aus der Religion 
und der Geschichte beziehen. Nicht 
die Konkurrenz der Parteien, son-
dern das allgemeine Vertrauen in die 
Macht soll die Basis für die Entschei-
dungsfindung sein. 

Iljin war als Autor sehr produktiv 
und veröffentlichte etliche Bücher 
und viele Artikel und Aufsätze. 1933 
begrüßte Iljin die Machtergreifung 
Hitlers und sah in ihm den Retter 

Europas gegen die Bolschewiken. 
Die Beziehung zu den Nazis war aber 
nicht problemlos. 1934 wurde Iljin 
kurzzeitig verhaftet und mit einem 
Lehr- und Schreibverbot belegt. Das 
war auch ein Grund für den Umzug 
in die Schweiz.

Putin hat Iljin mehrmals in Reden 
zitiert. 2005 organisierte der Regis-
seur Nikita Michalkow die Überfüh-
rung nach Moskau und die Beiset-
zung im Donskoi Kloster (zusammen 
mit den Überresten von Anton Deni-
kin, einem General der Weißen). Pu-
tin war bei dieser Beisetzung persön-
lich anwesend. Im Jahre 2014 verteilte 
die russische Präsidialverwaltung ein 
Buch mit Aufsätzen Iljins an Gouver-
neure, höhere Beamte und Funktio-
näre der Partei „Einiges Russland“.
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bei immer längerer Dauer und immer 
mehr Opfern, auch zutrifft, muss zur 
Zeit offen bleiben.

Es ist interessant, dass auch in an-
deren postsozialistischen Ländern, 
etwa Polen und Ungarn, teilweise 
ähnliche ideologische Versatzstücke 
(LGBT-freie Zonen und Ähnliches) 
propagiert werden.

Es passt zu dieser Ideologie, dass 
sich die russische Führung in die 
Tradition einer russischen Groß-
machtpolitik einreiht. Das beinhal-
tet auch einen positiven Bezug auf 
die Machtpolitik des zaristischen 
Russland. Der harte Bruch mit die-
ser Tradition nach der Oktoberrevo-
lution wird dagegen heftig kritisiert 
(Ukraine als Schöpfung Lenins). Die 
Tatsache, dass sich die Sowjetunion 
im weiteren Verlauf der Geschichte 
in gewisser Weise wieder einer russi-
schen Großmachtpolitik angenähert 
hat, wird zustimmend kommentiert. 
Die Auflösung der Sowjetunion wird 
als Katastrophe betrachtet, aber de-
finitiv nicht wegen der Beendigung 
des sozialistischen Experiments. 
Als Katastrophe werden die macht-
politischen Folgen verstanden und 
vielleicht noch das Entstehen einer 

russischen Diaspora in den Nach-
folgestaaten.

Aus jüngeren Äußerungen Pu-
tins, ausführlich dargelegt in seinem 
Essay (vom Juli 2021) zur Geschich-
te Russlands und der Ukraine, wird 
erkennbar, für Russlands Führung 
nehmen nationalistische und auch 
reaktionäre Vorstellungen (Betonung 
des orthodoxen Christentums) einen 
immer größer werdenden Raum ein. 

Ein kurzer Blick auf die 
Ukraine

Die Entwicklung in der Ukraine 
nach 1990 mit allen Schwankungen 
und Kurswechseln inklusive den 
nicht geringen Einflüssen von Außen 
kann hier nicht nachgezeichnet wer-
den (siehe dazu eine Veröffentlichung 
der Arbeiterpolitik: https://arbeiterpo-
litik.de/2022/04/zur-geschichte-der-
ukraine).

Die Ukraine ist ein oligarchisch 
geprägtes kapitalistisches Land. Die 
im Vergleich zu Russland viel gerin-
geren Ressourcen erlauben der Ukra-
ine keine eigenständige Großmacht-
politik. Das war auch der Grund 
für die Rückgabe der Atomwaffen 

im Rahmen des Budapester Memo-
randums (1994). Aus dem gleichen 
Grund war die außenpolitische Ori-
entierung (Anlehnung an Russland, 
Ausrichtung nach „Westen“ bis hin 
zur NATO-Mitgliedschaft, Neutra-
lität) für die Ukraine von Anfang an 
eine sehr wichtige und auch höchst 
umstrittene Frage.

Und dann gibt es noch einen zwei-
ten wesentlichen Unterschied. Die 
Entwicklung verlief nicht gradlinig.
Die Ukraine hat keine Person, auch 
keine Partei, hervorgebracht, die über 
lange Zeit die politischen Verhältnis-
se dominiert hätte. Es gab hier schon 
etliche Präsidentenwechsel, durch 
Wahlen, aber auch durch Konfronta-
tionen der verschiedenen Lager (die 
sogenannte orangene Revolution 
(2004) und der Euro-Maidan (2014)). 

Mit der putschartigen Absetzung 
des Präsidenten Janukowitsch hat 
sich eine Westorientierung durchge-
setzt. Westorientierung bedeutet in 
diesen Fall auch eine deutlich anti-
russische Politik. Getragen wird das 
von einem Bündnis aus verschiede-
nen politischen Kräften und Oligar-
chen. Das Bündnis schließt ausge-
prägt nationalistische und eindeutig 
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rechte Kreise mit ein. Das Bündnis 
und seine Politik kann auf Rückhalt 
im Ausland zählen, insbesondere bei 
den USA.

Unstrittig gibt es einen eindeutig 
rechten bist faschistoiden Flügel in 
der Ukraine. Der rechte Flügel hat 
Einfluss auf Gesellschaft und Regie-
rung. Vermutlich ist der Einfluss der 
Rechten größer als die Wahlergeb-
nisse das ausweisen. Das liegt ein-
mal an deren Aktivismus und auch 
daran, dass manche Rechte gelernt 
haben, einen zu radikalen Auftritt zu 
vermeiden. 

Der Sturz von Janukowitsch war 
nicht verfassungsgemäß, aber er war 
keine faschistische Machtergreifung. 
Deshalb ist die Behauptung, in der 
Ukraine würde ein Nazi-System herr-
schen, nicht haltbar. Das ist russische 
Propaganda. Genauso wenig wie die 
(stattfindende und abzulehnende) 
Diskriminierung der russischen Spra-
che sinnvoll als Genozid bezeichnet 
werden kann. 

Die Krieg und seine 
unmittelbare Vorgeschichte

Trotz der zweifellos vorhandenen 
aggressiven westlichen Politik wäre 
es falsch, Russland einen rein reak-
tiven Part zuzuschreiben als jemand, 
der nur reagiert hat, der gleichsam 
zum Handeln gezwungenen war, 
ohne wirklich eine Wahl zu haben. 

Die Konfrontation hat sich über 
einen längeren Zeitraum stufenwei-
se entwickelt, nicht nur im Bezug auf 
die Ukraine. (nur als Stichpunkte: Ge-
orgien 2008, Syrien, Libyen (Gruppe 
Wagner), Krim und die sogenannten 
Volksrepubliken 2014, mediale Ak-
tivitäten in vielen westlichen Län-
dern, Unterstützung von Rechtspo-
pulisten). Eine vorwiegend reaktive 
Rolle Russlands war vielleicht für 
die früheren Jahre zutreffend. Etwa 

ab 2008 agierte Russland mehr und 
mehr auch aktiv und zunehmend 
selbstbewusst. Es konnte dabei aus 
Sicht seiner Führung auch erhebli-
che Erfolge (Syrien, Krim) erzielen, 
die in gewisser Weise geschickt und 
ohne allzu große politische Kosten 
erreicht wurden. 

In den Monaten vor Kriegsbeginn 
hat Russland durch seinen Militärauf-
marsch eindeutig die Dynamik des 
Geschehens bestimmt. Es hat sich auf 
die „Spezialoperation“ vorbereitet. 
Der Truppenaufmarsch hat offen-
sichtlich von Anfang an den Angriff 
auf die Ukraine zumindest als sehr 
wahrscheinliche Möglichkeit beinhal-
tet. Die (ultimativen) Verhandlungs-
angebote über neue Sicherheitsver-
träge hatten erkennbar hauptsächlich 
den Zweck der Entlastungspropagan-
da. Putin selbst hat in seinem Essay 
und in Reden die Ziele benannt, die 
ihm wichtig sind: neben der Verhin-
derung einer weiteren NATO-Aus-
dehnung auch ein entscheidender 
Schritt hin zur Zusammenführung 
aller slawisch-orthodoxen Teile des 
alten zaristischen Russland. 

Hier sei einmal etwas Spekula-
tion gestattet. Anscheinend wurde 
die Situation (auch weltpolitisch) als 
günstig eingeschätzt, um schnell ei-
nen Erfolg zu erreichen. Dabei war es 
offensichtlich, dass das Ziel nur mit 
Gewalt und Krieg bei Missachtung 
international anerkannter Grenzen 
erreicht werden kann. Das wurde 
ganz bewusst in Kauf genommen. 
Eine unmittelbare und gravierende 
Bedrohung Russlands, die einen Prä-
ventivschlag hätte begründen kön-
nen, gab es im Februar 2022 nicht.

Richtig ist auch, dass die westli-
chen Mächte und besonders die USA 
bei der Durchsetzung ihrer Interes-
sen nicht nur einmal zur Gewalt ge-
griffen und gegen das Völkerrecht 
verstoßen haben. Durch eine solche 

Klarstellung werden zwar die dop-
pelten Standards und die Heuche-
lei vieler westlicher Kommentare 
kenntlich gemacht, aber das Han-
deln Russlands wird dadurch nicht 
besser. Der Angriff Russlands ist 
ähnlich einzustufen wie der Ein-
fall der USA in den Irak 2003. Auch 
Russland erfindet Rechtfertigungen 
für seine Propaganda. Deren Inhalte 
lassen sich vor allem aus dem Ver-
such erklären, an für das russische 
historische Selbstverständnis wich-
tige Erinnerungen (Kampf gegen 
Nazi-Deutschland) anzuknüpfen, 
aber weniger aus der tatsächlichen 
Lage in der Ukraine.

Um es zusammenzufassen, der 
Angriff ist in keiner Weise zu recht-
fertigen. Es handelt sich um macht-
politisch motivierte Abenteurerpoli-
tik auf Kosten der eigenen Bevölke-
rung und vor allem auf Kosten der 
Ukraine.

Eine ganz andere Frage ist, ob 
Russland durch den Krieg seine Posi-
tion verbessern kann. Das ist mehr als 
fraglich. Die viel wahrscheinlichere 
Folge ist eine Schwächung Russlands 
und eine Festigung der Position der 
USA. Diese Aussage kann man in-
zwischen wagen, obwohl der Krieg 
noch andauert und deshalb ein ab-
schließendes Urteil nicht möglich ist.

Ist Russland in der Ukraine in eine 
Falle getappt? Ja, vielleicht. Aber in 
diese Falle konnte es nur tappen, weil 
es sich dafür entschieden hat, einen 
Krieg zu beginnen.

Russlands Stellung in der Welt

In den Medien hierzulande wird 
meistens behauptet, Russland sei jetzt 
international isoliert. Als Beleg da-
für wird auf die Abstimmung in der 
UNO-Vollversammlung verwiesen. 
In der fraglichen Resolution wird die 
Russische Föderation als Aggressor 
verurteilt, zur sofortigen Einstellung 
der Kämpfe und zum bedingungs-
losen Rückzug aufgefordert. Ferner 
wird die Unabhängigkeit und terri-
toriale Unversehrtheit der Ukraine 
bekräftigt. 141 Länder stimmten für 
diese Resolution, 5 lehnten sie ab, es 
gab 35 Enthaltungen, 12 Länder nah-
men nicht an der Abstimmung teil 
(darunter Armenien, Usbekistan und 
Turkmenistan).

Das Ergebnis wird aber insbe-
sondere durch die Enthaltung der 
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beiden Schwergewichte China und 
Indien relativiert. Außerdem schlie-
ßen sich keineswegs alle, die mit „Ja“ 
abgestimmt haben, dem Sanktionsre-
gime an. Richtiger müsste man sagen, 
Russland ist im „Westen“, den USA 
und seinen engen Verbündeten, iso-
liert. Das ist natürlich wirtschaftlich 
und politisch ein bedeutender Block, 
aber nicht die Welt. Schon die Türkei 
als NATO-Staat, dann Israel, Saudi-
Arabien und andere Ölproduzenten, 
praktisch ganz Süd-Amerika usw. 
sind da sehr zurückhaltend. Die Zu-
stimmung ist nicht so gewaltig, wie 
es auf den ersten Blick aussieht. Und 
das hat seine Gründe. Es gibt für et-
liche Staaten Anlass, gegenüber den 
USA und ihrem Anhang skeptisch 
zu sein und die Nähe zu Russland 
zu suchen. Für Indien z.B. ist Russ-
land traditionell als Lieferant von 
Rüstungsgütern relevant. Ein wei-
terer wichtiger Grund ist die Unter-
stützung im UNO-Sicherheitsrat, die 
die SU und später Russland bisher 
geleistet haben. Das ist besonders 
wichtig bezüglich Kaschmir. Ohne 
russische Unterstützung hätte es viel-
leicht schon UNO-Beschlüsse für die 
Durchführung einer Volksabstim-
mung zur Unabhängigkeit Kaschmirs 
oder ähnliches gegeben, was keines-
wegs im Sinne Indiens gewesen wäre. 

Aus dem Gegensatz Russlands 
zum Block der USA kann sich für 
andere Länder, die ebenfalls im Ge-
gensatz zu den USA stehen, eine Er-
weiterung des politischen Spielraums 
ergeben. Ein Bündnis mit bzw. eine 
Anlehnung an Russland ermöglicht 
diesen eine gewisse Absicherung ih-
rer Position. Allerdings funktioniert 
das hauptsächlich nach der Logik 
„der Feind meines Feindes ist mein 
Freund“. Russland steht dabei nicht 
automatisch für eine, wie auch immer 
definierte, progressive Richtung und 
schon gar nicht für Sozialismus und 
die Interessen der Arbeiterklassen. 

Diese Feststellung ist wichtig, um 
jegliche Illusion in Bezug auf den 
Charakter der russischen Politik zu 
vermeiden. Welche Länder von einem 
erweiterten Spielraum profitieren 
und welche Folgen und Ergebnisse 
sich daraus ergeben, ist grundsätzlich 
offen. Es ist richtig, in der Vergan-
genheit wurde z. B. auch Kuba von 
Russland unterstützt (und es ließen 
sich noch weitere Beispiele nennen). 
Aber Russland wird letztlich seine 

Kräfte dort einsetzen, wo es glaubt, 
dass es für seine eigenen Interessen 
sinnvoll ist. Das kann dann auch in 
Richtung rechts gehen. Das ist z. B. 
daraus ersichtlich, dass keine Scheu 
davor besteht, mit Rechtspopulisten 
und anderen eindeutig Rechten (etwa 
Le Pen, Salvini) zu kungeln.

Die Sicht von Kommunisten

Das Hauptproblem für Kommu-
nisten und Linke in der gegenwärti-
gen Lage liegt in der eigenen Schwä-
che. Durch das Fehlen einer starken 
und links politisierten Arbeiterbewe-
gung bestehen praktisch keine realen 
Einflussmöglichkeiten. Der Versuch, 
ohne eigene Stärke im Rücken auf 
bürgerliche Kräfte im Sinne einer 
weniger aggressiven, auf Frieden 
orientierten Politik Einfluss nehmen 
zu wollen, erweist sich als vertrackt 
und trügerisch.

Das bezieht sich nicht nur auf die 
Unzuverlässigkeit angeblich „fried-
liebender“ Kräfte wie etwa die Grü-
nen.

Auch andere potenzielle Ansatz-
punkte können sich bei genauerer 
Betrachtung als trügerisch erweisen, 
weil sie letztlich nur von Vertretern 
einer anderen imperialistischen Va-
riante verfolgt werden. Die einen 
gewichten vielleicht, gemäß ihren 
Interessen, den Zugriff auf billige 
Rohstoffe anders und sind deshalb an 
einer Zusammenarbeit mit Russland 
interessiert. Andere wollen ein gro-
ßes Bündnis gegen China schmieden 
(siehe die Äußerungen von Admiral 
Schönbach in Indien). Auch eine stär-
kere Eigenständigkeit der EU von den 
USA ist für Kommunisten nicht per se 
unterstützenswert. Denn Eigenstän-
digkeit hebt den imperialistischen 
Charakter der europäischen Mächte 
nicht auf. Die Unterstützung einer 
solchen Politik bedarf einer genauen 

Begründung, insbesondere in Hin-
blick darauf, was genau unterstützt 
wird und welche Grenzen es dabei 
gibt. Ein automatisches oder besser 
blindes „alles, was den USA scha-
det, ist gut“ ist keine ausreichende 
Orientierung.

Selbstverständlich ist es legitim 
und richtig, die Widersprüche der 
Gegenseite, des Klassengegners (auch 
Russland muss dazu gerechnet wer-
den), für die Verfolgung der eigenen 
Interessen auszunützen. Wie gesagt, 
für Länder des globalen Südens kann 
das Vorhandensein eines Rivalen 
Russland den Spielraum erweitern, 
unter Umständen in bedeutender 
Weise. Für die Weltpolitik dürfte 
längerfristig die Auseinandersetzung 
zwischen den USA (plus Anhang) 
und China von entscheidender Be-
deutung sein. Für diese Auseinan-
dersetzung ist es zweifellos wichtig, 
welche Rolle Russland dabei einneh-
men wird. Alles im allem kann das 
Spiel „der Feind meines Feindes ist 
mein Freund“ auch aus kommunis-
tischer Sicht positive Effekte bringen. 
Insbesondere dann, wenn illusions-
los und eingedenk der bestehenden 
Widersprüche an die Sache herange-
gangen wird.

Für Kommunisten bedeutet das: 
Wir müssen Russland realistisch, 
auch in all seiner Widersprüchlich-
keit, darstellen. Als kapitalistisch, zu-
mindest teilweise reaktionär, macht-
politisch agierend und dabei auch 
völkerrechtliche und humanitäre 
Grundsätze missachtend, aber auch 
als Widerpart gegen die USA, der 
nach wie vor führenden imperialis-
tische Macht. Wir müssen uns dabei 
selbstverständlich von der westlichen 
Argumention, sprich Propaganda, 
genauso fernhalten wie von der rus-
sischen. Unsere Einschätzungen und 
Positionen müssen jeweils völlig ei-
genständig begründet werden.
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Frau Pollatschek 
war etwas aufge-
fallen. Die Auto-

rin Nele Pollatschek sollte 
eigentlich nur einen ein 
wenig kritischen Bericht 
zu einer Serie von Kriegs-
begleitungs-Talkshows im 
deutschen Fernsehen ver-
fassen (Süddeutsche Zei-
tung, 30. 4./1. 5. 2022, Me-
dienteil, S. 40). Es seien 
„viele erschreckende Sätze“ 
gefallen und „keiner war er-
schreckender als eine Neben-
bemerkung von Lars Kling-
beil (…)“, den sie deshalb 
zitiert: „Natürlich nehme ich 
auch wahr, wie die Debatte in 
Deutschland läuft, (…), ich 
bin auch nicht zufrieden, wie 
die Berichterstattung ist, des-
wegen war das heute im Bun-
destag auch wichtig.“ Und 
sie schloss messerscharf: 
„Will heißen: Weil deutsche 
Meinungsmacher nicht ein-
verstanden sind mit der Zö-
gerlichkeit der Regierung 
(…) war es wichtig, dass der 
Bundestag am 28.April be-
schlossen hat, Panzer in ein 
Kriegsgebiet mit nuklearem Eskalations-
potenzial zu liefern.“ Das irritiert die 
Autorin denn doch, bis viele Zeilen 
später aus der Erkenntnis wieder ein 
„Eindruck“ geworden ist und aus dem 
Klartext „der Verdacht, dass enormer öf-
fentlicher Druck wohl auch ein Faktor der 
politischen Entscheidungsfindung ist.“

Was Frau Pollatschek zu ahnen 
sich kaum getraut, wird seit langem 
mehr und mehr zur allgemeinen 
Überzeugung und löst kaum mehr 
Reaktionen aus. Die politischen Ent-
scheidungen fallen selten in den da-
für bestimmten Gremien. Sie werden 
heutzutage auf den medialen Markt-
plätzen vorbereitet, sie werden dort 
von allzeit bereiten, schneidigen 
Experten und Politikerinnen stell-
vertretend für die Wahlbevölkerung 
besprochen und schließlich, nach 
erfolgter Entscheidung, vorgestellt. 

Wer zusehen und zuhören will, ist 
herzlich zu dieser gelenkten Politik-
vermittlung eingeladen.

Kein Wunder, dass die Bevölke-
rung misstrauisch reagiert und alter-
native, aber ebenso autoritär gestrick-
te Informationsquellen und -kanäle 
in ihre Meinungsbildung einbezieht. 
Die „Lügenpresse“ ist dabei nur die 
Spitze des Eisberges. Die Folgen rei-
chen weiter: bei Umfragen bewegt 
sich das Ansehen der Berufsgruppe 
Journalist am Ende der Skala zwi-
schen Bankern und Versicherungs-
vertretern (Platz 28 von 32; aus der 
GFK Compact Untersuchung: Trust 
in Professions 2018).

Die deutschen Medien im Krieg

Was für das journalistische Tages-
geschäft gilt, trifft in verschärftem 

Maße für den russischen 
Krieg gegen die Ukraine 
zu. Die Unmittelbarkeit 
der Berichterstattung steht 
von Beginn an im Zentrum, 
schließlich wollen all die 
Spezialformate und Son-
dersendungen gefüllt sein. 
Raketeneinschläge hier, 
flüchtende fassungslose 
Großmütter und schluch-
zende Kinder mit und ohne 
Kuscheltier dort: die visu-
ellen Medien scheinen ihre 
Kameras in allen Kampfzo-
nen aufgestellt zu haben. 
Zumindest für die ukrai-
nischen Medien gilt dies 
und die hiesigen Sender 
und Printmedien verbrei-
ten deren Material unge-
filtert weiter. Verschämter 
Weise ab und an mit dem 
Hinweis versehen, dass die 
Berichte nicht unabhängig 
geprüft werden konnten. 
Doch wen interessiert das 
schon? Allein die emoti-
onale Wucht der Bilder 
und Interviews sorgt für 
das richtige Verständnis. 
Ab dem ersten Tag gibt es 

keinerlei Distanz zum berichteten 
Gegenstand, die Gesamtheit der Re-
porterinnen ist Partei, steht unkritisch 
auf der ukrainischen Seite und nimmt 
nicht weniger massiv Stellung gegen 
die russische.

Diese Parteilichkeit wird um-
standslos vorausgesetzt und ist 
Grundlage der journalistischen Tätig-
keit geworden. Davon abweichende 
Ansätze werden an den Rand (wie 
in der SZ auf die Seite 40) gedrängt. 
Einzelne Skeptikerinnen sind freilich 
willkommen, solange sie in der Min-
derheit sind, um den Showcharakter 
der Talkformate zu unterstreichen 
und gleichzeitig als ein Feigenblätt-
chen gelenkter Meinungsfreiheit zu 
fungieren. Die geltende Interpreta-
tion der Ereignisse steht längst fest 
und ist unter den Kriegsbedingungen 
Staatsraison. Dazu trägt die Linie der 

Deutsche Medien und deutsche 
Parteien in Kriegszeiten
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Berichterstattung in den Hauptmedi-
en der Republik ebenso bei wie die 
strategische Entscheidung der poli-
tisch Verantwortlichen, von Beginn 
an in dieser Kriegsfrage unter allen 
Umständen europäische Einigkeit 
zu demonstrieren. Das deutsche Au-
ßenministerium umkreiste die ersten 
Tage wie ein Hirtenhund seine Schafe 
die unsicheren Kantonisten im Osten 
und Südosten der EU. Mitgliedsstaa-
ten wie etwa Polen und Ungarn, de-
ren unappetitliche Flüchtlingspolitik 
und autoritäres Regierungsverständ-
nis bisher auf ernste Kritik gestoßen 
waren, rücken in die Rolle potenziel-
ler Expansionsopfer der russischen 
Politik ein. Die taktischen Manöver 
der polnischen Regierung und ihre 
unverhohlene Absicht, den Konflikt 
zwischen der EU und Russland wei-
ter zu verschärfen, werden auf dem 
Marktplatz der öffentlichen Meinung 
unwidersprochen ausgebreitet und 
von der hiesigen Politik mit soforti-
gen Solidaritätsbesuchen gewürdigt.

Ursache und Wirkung sind nicht 
mehr zu trennen, alle Scharfmacher 
finden dankbare Medien zur Verbrei-
tung steiler und steilster Kriegsrhe-
torik vor. Und alle Medienmacher 
wissen, dass sie mit ihrer Berichter-
stattung und der Kommentierung 
durch ihre Expertenschar umgehende 
Reaktionen der Politik auslösen. Was 
ist die Einflussnahme auf politische 
Entscheidungsfindung anderes?

Innerhalb von Tagen wird die bis-
herige Russlandpolitik abgeräumt. 
Wer sich nicht von seiner als falsch 
oder naiv diffamierten Sichtweise 
auf die Wirtschaftsbeziehungen zum 
großen Nachbarn im Osten distan-
ziert, dessen Posten steht schnell zur 
Debatte. Es gäbe wahrlich gute Grün-
de, Gerhard Schröder aus der SPD zu 
werfen oder Steinmeier aus seinem 
Amt, doch erst deren Beziehungen 
zu Russland werden beiden gefähr-
lich. Deshalb versucht der eine, am 
Ende ohne Erfolg, unter dem Radar 
zu bleiben, der andere distanziert sich 
laufend von sich selbst. Dass er trotz-
dem, im ersten Anlauf, vom beliebt 
gewordenen Kriegstourismus nach 
Kiew ausgeschlossen wurde, konnte 
die deutsche Führung nicht gänzlich 
irritationsfrei durchgehen lassen. An 
dem Punkt hat auch die deutsche Öf-
fentlichkeit spürbar aufgemuckt. Die-
sen Affront muss sich Deutschland, 
das bekanntlich immer nur hilft und 

unterstützt, nicht bieten lassen. Auch 
ein Kriegspräsident, jederzeit erkenn-
bar an seinem militärnahen Outfit, 
darf nicht undankbar sein und sein 
inzwischen nicht mehr so gern gedul-
deter, irrlichternder Botschafter sollte 
wissen, was sich diplomatisch ziemt. 
Inzwischen wurden die Irritationen 
unter Freunden ausgeräumt und die 
ukrainische Seite faxt ihre Waffen-
listen wieder durch. Die beständig 
höher werdenden Forderungen und 
ihre praktische Umsetzung machen 
das westliche Bündnis sukzessive zur 
Kriegspartei.
• Nordstream 2 wurde Tage vor 

Kriegsbeginn endgültig gestoppt, 
übrigens von Joe Bilden in einer 
Pressekonferenz mit Scholz. Der 
Kanzler stand dümmlich grin-
send dabei und verlor kein einzi-
ges Wort. 

• Boykott- und Sanktionsmaßnah-
men gelten seither, inzwischen 
wird das sechste Paket beschlos-
sen. Praktisch im Wochentakt 
versucht man Russland zu tref-
fen und vom internationalen Wa-
renverkehr auszuschließen. Die 
Absichten gehen dabei weit über 
kriegsbezogene Strafverfügungen 
hinaus, die gegenwärtigen Äuße-
rungen wollen Russland aus allen 
internationalen Verknüpfungen 
lösen und zum Schurkenstaat 
machen.

• Die Lügenerzählung, dass deut-
sche Waffen nicht in Kriegs- oder 
Konfliktgebiete geliefert werden, 
wird abgeräumt. Nach kurzer 
Schamfrist, die mit albernen Hel-
men und Material aus DDR-Be-
ständen überbrückt wurde, kom-
men jetzt die richtigen Waffen auf 
die Agenda. Mit Dreiecksgeschäf-
ten und ähnlich transparenten 
Verfahren, in die Milliarden von 
Euro versenkt werden, üben „wir“ 
„unsere“ Solidarität mit einem 
Staat, der inzwischen, ohne wei-
tere Einwände und Proteste, ver-
edelt wurde zum Verteidiger „un-
serer“ Werte und Freiheitsrechte 
gegen Willkür und Diktatur.

• Und zu den neuen Waffen gehört 
auch neues Bedienungspersonal. 
Selbstverständlich wird ukraini-
sches Militär am Gerät im Westen 
geschult, auch in der BRD. Ein-
wände wie der des wissenschaft-
lichen Dienstes im Bundestag, 
wonach dieser Schritt als aktiver 

Kriegseintritt gesehen werden 
kann, ploppen kurz auf, um dann 
im Hagel der Gegenmeinungen 
unterzugehen.

• Begleitend stellen die NATO-Ver-
bündeten der ukrainischen Sei-
te ihre Überwachungsdaten zur 
Verfügung, so werden russische 
Militärs und Kriegsgerät bis hin 
zu Fregatten ausgeschaltet.

• Das Vernichtungspotenzial, das 
sich in der Ukraine anhäuft, nährt 
inzwischen im Westen die Erwar-
tung, dass dieser Krieg gewonnen 
werden kann. Nichts anderes steht 
hinter der inzwischen zum All-
gemeingut gewordenen Floskel, 
wonach der Ukraine kein Frieden 
diktiert werden darf.

• Der Kanzler selbst verkündet sei-
nem Parlament, dass die Bundes-
wehr mit einem Sondervermögen 
von 100 Milliarden Euro, neben 
der Steigerung des Militäretats auf 
2 % oder, – darf’s ein wenig mehr 
sein? – 3 % des BIP hochgerüs-
tet wird. Seither mussten immer 
wieder Befürchtungen zerstreut 
werden, dass diese gewaltige 
Kreditaufnahme nicht in vollem 
Umfang der Bundeswehr und ih-
rem Tötungsmaterial zugutekom-
men könnte. Die Regierung gibt 
Entwarnung, aufgerechnet wird 
nicht. Das Karussell der Subven-
tionierung westlicher Rüstungs-
konzerne nimmt flotte Fahrt auf, 
zumal die „Verteidigung unserer 
Freiheit“ nach wie vor nicht auf 
Europa beschränkt bleibt. Die 
nächsten Militäreinsätze in Afri-
ka südlich der Sahara sind bereits 
gebucht. Deshalb wird auch die 
Forderung nach einer Erhöhung 
der Personalstärke nicht lange auf 
sich warten lassen.

• Die NATO hat weitere 1300 Ki-
lometer Grenze zu Russland mit 
dem Beitritt Finnlands dazuge-
wonnen. Mal sehen, ob bald ato-
mare Bewaffnung den Norden 
Europas bereichert, Aufrüstungs-
ankündigungen schließen diese 
Region ein. Deshalb kann und soll 
auch Schweden mitmachen, gute 
Zahler und Auftraggeber für Mili-
tärgüter sind immer willkommen.

Folgerungen

Es wäre unrealistisch gewesen, 
auf den Journalismus der Massen-
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medien als kritisches Korrektiv einer 
Kriegstreiberpolitik zu hoffen. Dafür 
sind die Damen und Herren des Ge-
werbes nicht beschäftigt, weder von 
privaten noch von öffentlich-rechtli-
chen Arbeitgebern. Dass sich deren 
Begleiter- und Unterstützer- zur Ein-
peitscherrolle gewandelt hat, davon 
musste man ausgehen. Bestürzend 
ist vielmehr, dass die „Zeitenwende“ 
als Rolle rückwärts bisher so klag-
los akzeptiert wird. Eine 
vernehmbare öffentliche 
Ablehnung der Pläne und 
Zumutungen bleibt bis-
lang aus, auch wenn sich 
Zustimmung und Gegner-
schaft zur Lieferung soge-
nannter schwerer Waffen 
bei Umfragen die Waage 
halten.

Die Medienwelt be-
dient sich für ihre Propa-
ganda einfacher, aber of-
fenbar höchst wirksamer 
Mittel. Die Berichterstat-
tung über das Regierungs-
system Putin verschmilzt 
mit Versatzstücken der 
Darstellung der Sowjet-
union, die alt, aber immer 
noch in Gebrauch sind. 
Ziel ist, ein Russlandbild 
zu zeigen, das ewig feind-
lich und aggressiv er-
scheint. So verzichtet kein 
Qualitätsmedium darauf, 
Putin mit Stalinaccessoires 
und vielen Sowjetsternen 
zu garnieren, am besten 
mit viel Rot und Schwarz, 
damit die Gefährlichkeit 
auch dem letzten Zögerer 
so richtig deutlich wird. 
Keine Phase seines Werdeganges 
wird ähnlich ausdauernd betont wie 
seine Tätigkeit für den KGB vor bald 
40 Jahren.

Ausgerechnet das Land, von 
dem zwei Kriegserklärungen und 
anschließende Eroberungszüge mit 
Vernichtungsqualität gegen Russland 
und die UdSSR ausgingen, betrachtet 
sich als getäuschtes Opfer einer ver-
brecherischen Politik.

Und ausgerechnet das Land, 
das seit über 40 Jahren von der Ver-
tragstreue sowjetischer und russi-
scher Lieferanten profitiert wie kein 
anderes, phantasiert sich in eine 
Rohstoffabhängigkeit, die ihm wohl 
irgendwie aufgezwungen wurde. 

Der Uminterpretation der jünge-
ren Vergangenheit scheinen keine 
Grenzen mehr gesetzt, die Zeiten-
wende geht einher mit einer mas-
senhaften Amnesie, was die letzten 
Jahrzehnte betrifft, und dem festen 
Willen, keinen Gedanken über die 
Folgen des eigenen Tuns zuzulassen. 
Innerhalb von Tagen sei die Abhän-
gigkeit bei Öl und Gas entscheidend 
reduziert worden, so dass man das 

schwere Geschütz Boykott auffahren 
könne, heißt es aus dem Wirtschafts-
ministerium.

Halt, ein wenig einsparen sollte 
man auch. D. h. eine geringere fossile 
Brennstoffmenge wird man zu exor-
bitant gestiegenen Preisen einkaufen 
müssen. Das sei der „Wunsch“ des 
Ministers.

Die heiße Luft aus diesen Verlaut-
barungen und der Wind, der darum 
gemacht wird, sind energetisch leider 
schwer zu nutzen. Im Ernst, die BRD 
wird ihren Rohstoffbedarf weiter 
ohne gefährdende Einschränkungen 
decken, weil jeder Liter und jeder 
Kubikmeter über den Preis reguliert 
wird. Leiden werden diejenigen, die 

mit ihrem wenigen Geld umso spit-
zer kalkulieren müssen. Und leiden 
werden international alle, die mit 
der Kostenexplosion auf breiter Front 
nicht mehr mithalten können. Der 
Hunger und die Hoffnungslosigkeit 
mit Ansage werden die Folgejahre 
prägen. Falls, ja, falls eine kriegeri-
sche Auseinandersetzung zwischen 
Atommächten vermieden wird. Das 
scheinbar Undenkbare ist wieder in 

die militärischen Plan-
spiele eingerückt und si-
ckert allmählich in das 
öffentliche Bewusstsein 
ein. Bunker sind wieder 
ein Thema, ebenso die 
Einlagerung von lebens-
notwendigen Dingen. Die 
Berichte darüber kommen 
in allen Medienformaten 
mit einer Selbstverständ-
lichkeit daher, als würde 
man über eine Art Cam-
pingurlaub auf Vollkasko-
basis reden und nicht über 
das Ende der bekannten 
Welt. Man dokumentiert 
damit, in der neuen Rea-
lität angekommen zu sein 
und sich den Herausfor-
derungen der Konfron-
tation zu stellen, egal zu 
welchem Preis. 

Die Parteien im Krieg

Das Wort des letzten 
deutschen Kaisers, er ken-
ne im Angesicht des Krie-
ges keine Parteien mehr, 
er kenne nur noch Deut-
sche, erfüllt sich gegen-
wärtig nochmals auf wi-

derwärtige Weise. In der Kriegsfrage 
sind sich Regierungskoalition und 
die Parteien der Union sowas von 
einig, dass nur mehr über Stil- und 
Organisationsaspekte gestritten wird. 
Äußerungen zum Thema Ukraine 
und Krieg sind keiner bestimmten 
Partei mehr zuzuordnen. Was heute 
ein Sozialdemokrat beizutragen hat, 
kann zuvor ein CDUler gesagt haben, 
der es gestern von einer Grünen abge-
schrieben hat. Und die Generalissima 
der FDP, Frau Strack-Zimmermann, 
setzt dann noch eins drauf.

Die mangelnde Trennschärfe ver-
kaufen die Parteien gerade bei diesem 
Thema als Erfolg und sind durchge-
hend stolz darauf. Diese Entwicklung 
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ist seit Jahren im Gange und hat we-
sentlich damit zu tun, dass die GRÜ-
NEN vollständig in das Regierungs-
kartell integriert sind. Alle können 
mit allen, weil sie von allen gewählt 
werden wollen. Der politische Er-
folg einer Kandidatin ist kaum mehr 
an eine bestimmte Partei geknüpft. 
Programme sind out, sie liest kaum 
jemand und es lohnt wegen der mar-
ginalen Unterschiede auch nicht. Der 
oder die Kandidierende muss „über-
zeugen“, was bedeutet, anschlussfä-
hig für alle Vorstellungen der Mitte 
zu sein. Besser ist es, sich parteiüber-
greifend zu geben. Außer, und dies ist 
die Ausnahme der Gegenwart, man 
hat ein grünes Parteibuch. Das Be-
kenntnis dazu schmälert die Erfolgs-
aussichten nicht, denn diese Partei ist 
die modernste im gegenwärtigen An-
gebot. Sie hat eine Vergangenheit, die 
ihr den Nimbus der Basisbezogenheit 
und einer erfrischenden Ehrlichkeit 
geschenkt hat. Völlig unerheblich ist, 
ob dies auch zutrifft. Das Branding 
entscheidet, nicht der langweilige 
Faktencheck. Umwelt und irgendwie 
Menschenrechte waren deren The-
men, als dies die Medien und die an-
deren Parteien noch wenig aufgriffen. 
Kompetenzumfragen, welche Partei 
was am besten kann, belegen diesen 

Markenkern auf’s Trefflichste. Sollte 
übrigens der Drang, in eine Regie-
rung einzutreten, einige Standpunkte 
obsolet werden lassen, gibt es dafür 
ein probates Mittel unter Freundin-
nen und Freunden: man macht das 
Gegenteil, aber halt mit Bedenken, 
die jedes Mal ein wenig leichter wie-
gen. Die Friedensfreunde steigen 
mit Engagement und als Wahrer der 
Menschenrechte in den Kosovokrieg 
ein, zuerst ein schwieriges Unterfan-
gen, das sich aber als das Ticket zur 
allgemeinen Koalitionstauglichkeit 
auf jeder Ebene erweist. Jede weitere 
Kriegszustimmung geht schon etwas 
leichter und inzwischen wähnt man 
sich an der Spitze der Bewegung. Hat 
die Union noch etwas Altbackenes 
an sich, weil sie eine ellenlange mi-
litaristische Vergangenheit mit sich 
schleppt, während die SPD dank ih-
rer Netzwerke und Kungeleien erst 
einmal das Beziehungs- und Wirt-
schaftsgeflecht mit Russland aufräu-
men muss, können die GRÜNEN 
frisch und frei agieren und deshalb 
„glaubwürdig“ bleiben. Statt der 
bräsigen Deutschtümelei bevorzugt 
man die Berufung auf „Europa“, das 
bei Bedarf nochmal ein Stück nach 
Osten gerückt werden kann. Aus Eu-
ropa hinausdefiniert wird von den 

Menschenrechtsbewegten Russland. 
Nicht die Geografie oder die Mit-
gliedschaft in der Europäischen Uni-
on zählen, sondern die Gemeinsam-
keit der Werte, die es solidarisch zu 
verteidigen gelte. So geht Moderne.

Deshalb sind die unablässigen 
Forderungen aus der grünen Partei 
nach Panzerlieferungen für die Uk-
raine einfach Teil eines neuen Mar-
kenkerns. Und deshalb unterschei-
den sich die sogenannten Flügel der 
Partei in dieser Frage keineswegs. 
Baerbock und Hofreiter trennen kei-
ne unterschiedlichen Positionen, sie 
trennt allerhöchstens die Länge ihres 
Haupthaares. 

Sie signalisieren Geschlossenheit 
und Entschlossenheit. Wie die letzten 
Landtagswahlen zeigen, bringt das 
bei einer verunsicherten und immer 
ratloseren Wählerschaft den Erfolg. 
Der Kanzler kündigt eine Zeitenwen-
de an, die GRÜNEN setzen sie gegen-
wärtig um. Der Mix aus Empathie 
und Diversität, aus der Illusion von 
Basisnähe und einem aggressiven 
Werteverständnis, das im Europa-Na-
tionalismus wurzelt, ist das Erfolgs-
modell unserer Jahre. Der Preis, der 
dafür von uns zu zahlen sein wird, 
ist nach oben offen.
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und Details können dabei eine Rolle 
spielen. Es hat sich aber in der Ver-
gangenheit immer wieder gezeigt, 
der Wirksamkeit von Sanktionen sind 
Grenzen gesetzt. Sie fügen den Sank-
tionierten normalerweise zwar erheb-
lichen Schaden zu, können sie meis-
tens aber nicht in die Knie zwingen. 
Das liegt vor allem in der Natur von 
wirtschaftlichen Sanktionen selbst. 

Sanktionen haben für dem, der 
sie verhängt den Nachteil, dass sie 
fast immer zweischneidig sind. Sie 
schaden auch der eigenen Ökono-
mie. Wer bestimmte Waren wie etwa 
Öl oder Gas nicht mehr bei seinem 
bisherigen Lieferanten kauft, muss 
sich Ersatz beschaffen, was typischer-
weise mit höheren Kosten verbunden 
ist. Ein Exportverbot für Hochtech-
nologie schadet logischerweise den 
Produzenten und Exporteuren dieser 
Produkte.

Außerdem gibt es fast immer 
Möglichkeiten, Sanktionen zu umge-

Die gegen die Russische 
Föderation verhängten 
Sanktionen sind vermut-

lich die schärfsten, die bisher gegen 
ein. Land ausgesprochen wurden. 
Die Listen mit den einzelnen Maß-
nahmen sind sehr lang. Die Sanktio-
nen wurden schon mehrfach erwei-
tert und werden sich wahrscheinlich 
auch in der Zukunft noch verändern. 
Im Detail unterscheiden sich die Maß-
nahmen auch von Land zu Land. 
Im Einzelnen sind die Maßnahmen 
z.B. bei Wikipedia, detailliert nach-
zulesen.

Die wichtigsten Sanktionen sind:
• Ausschluss vieler, aber nicht al-

ler, russischen Banken aus dem 
internationalen Zahlungsverkehr 
SWIFT.

• Blockade der russischen Devisen-
reserven, soweit sie auf Konten 
der amerikanischen FED liegen. 

• Verbot aller Geschäfte mit der rus-
sischen Zentralbank.

• Exportverbot für viele Produkte 
der Hochtechnologie.

• Blockierung von Geldern und Ver-
mögen im Besitz von russischen 
Personen (Oligarchen, aber auch 
Politikern etc.), soweit die Be-
sitztümer in westlichen Ländern 
liegen. 

• Flugverbote für russische Flugzeu-
ge über westliche Länder.

• Verbot des Imports von russischer 
Kohle.

• Teilboykott von russischem Erdöl 
und Erdölprodukten.
Die Beurteilung der Wirksam-

keit von Wirtschaftssanktionen ist 
schwierig. Eine umfassende Aussa-
ge über alle realistischerweise zu er-
wartenden direkten und indirekten 
Folgen ist kaum möglich. Es kommt 
darauf an, wer sich genau an den 
Sanktionen beteiligt, wie konsequent 
sie in der Praxis umgesetzt werden, 
wie flexibel die Sanktionierten reagie-
ren können usw.. Viele Umstände 

Die Sanktionen gegen Russland und 
andere ökonomische Folgen des Krieges
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hen. Solche Umgehungsmaßnahmen 
sind zwar meistens umständlich und 
teuer, heben also den Schaden nicht 
gänzlich auf, relativieren ihn aber. Es 
ist nur selten möglich, ein Land von 
Produkten, die es wirklich braucht, 
vollkommen abzuschneiden.

Und dann ist alles eine Frage der 
Zeit. Es braucht Zeit, bis Sanktionen 
wirklich wirksam werden. Es braucht 
auch Zeit, bis Umgehungsmaßnah-
men greifen, insbesondere bis lang-
fristige Lösungen, etwa der Aufbau 
eigener Produktionskapazitäten, 
umgesetzt sind. Bei einem Sankti-
onsregime ist deshalb damit zu rech-
nen, dass der auftretende Schaden im 
Laufe der Zeit sich verändern kann in 
beide Richtungen, nach größer oder 
kleiner, und solche Veränderungen 
können mehrmals eintreten.

Im aktuellen Fall kommt noch 
dazu, dass Russland, das schon seit 
2014 Sanktionen ausgesetzt ist, eine 
Verschärfung erwartet hat. Dement-
sprechend hat es versucht sich darauf 
vorzubereiten. Mit welchem Erfolg, 
das wird sich zeigen.

Soweit man das bisher absehen 
kann, ist für Russland aufgrund der 
Sanktionen ein Rückgang der Wirt-
schaftsleistung zu erwarten, Russ-
land steht vermutlich vor einer Re-
zession, die Arbeitslosigkeit wird 
ansteigen. Etliche Produkte dürften 
knapp werden, während gleichzeitig 
mit erheblichen Preissteigerungen 
zu rechnen ist. Von der russischen 
Zentralbank gibt es eine Schätzung, 
die einen Anstieg der Inflationsrate 
auf 20% bis Ende 2022 für möglich 
hält. Die Bevölkerung wird also den 
Gürtel enger schnallen müssen. Der 
Rubelkurs konnte aber nach einem 
kurzen, starken Einbruch durch Maß-
nahmen der Zentralbank (Zinserhö-
hungen, Kapitalverkehrskontrollen, 
Goldverkauf) wieder mehr oder we-
niger stabilisiert werden. 

Es gibt kaum Informationen da-
rüber, ob auch die militärischen Ak-
tivitäten von den Sanktionen beein-
trächtigt werden könnten. Zumindest 
kurz- und mittelfristig ist das eher 
unwahrscheinlich. Denn das Militär 
gehört normalerweise zu den Berei-
chen, die mit Priorität gegen Sanktio-
nen abgeschottet werden. 

Mit zu den schärfsten Maßnahmen 
zählt das Einfrieren der Dollargutha-
ben der russischen Zentralbank bei 
der amerikanischen FED. Die erheb-

lichen russischen Währungsreserven, 
es ist von ca. 300 Milliarden Dollar 
die Rede, sind damit blockiert. Auch 
wenn diese Sanktionen von den hie-
sigen Medien als besonders wirksam 
und insbesondere als für die russische 
Führung überraschend gelobt werden, 
sind sie nicht ohne politisches Risiko. 
Denn viele Länder werden zur Kennt-
nis nehmen, dass praktisch durch ei-
nen Federstrich Devisenreserven, die 
ohne Zweifel rechtmäßig Eigentum 
der entsprechenden Zentralbank sind, 
blockiert und eventuell auch konfis-
ziert werden können. Das wird sicher 
viele zum Nachdenken darüber an-
regen, ob es nicht Alternativen zum 
Halten der Devisenreserven in Dollar 
gibt. Kurzfristig sind diesbezüglich 
zwar keine Auswirkungen zu erwar-
ten, langfristig könnte die Funktion 
des Dollar als Reservewährung aus-
gehöhlt werden.

Bei der für Russland typischen 
Rolle als bedeutender Energie- und 
Rohstoffexporteur sind die Druckmit-
tel von Sanktionen nicht allzu groß. 
Denn es ist offensichtlich, die Preis-
steigerungen für Energieprodukte 
auf den Weltmärkten schaden den 
Käufern im Westen, wenn auch nicht 
den Ölkonzernen, aber sie schaden 
nicht den Produzenten des Öls und 
damit auch nicht Russland. Solange 
noch eine erhebliche Nachfrage nach 
fossilen Energieprodukten besteht, 
wird Russland Öl, Gas und Koh-
le verkaufen können. Nicht immer 
ohne Friktionen, z. B. weil geeignete 
Transportmöglichkeiten knapp sind, 
aber es wird sie letztlich verkaufen 
können. 

Kurz zusammengefasst: Russland 
wird unter den Sanktionen leiden, 
aber es wird nicht daran zerbrechen. 
Auch die Kollateralschäden für die 
westliche Wirtschaft werden be-
trächtlich sein, allerdings betreffen 
die Kollateralschäden eine deutlich 
breitere und stärkere Ökonomie.

Schaut man sich die Einbindung 
Russlands in die Weltwirtschaft an, 
sieht man, von wirklich großer Be-
deutung sind nur einige wenige Pro-
duktgruppen. Einmal die fossilen 
Energieträger als die mit Abstand 
wichtigsten, daneben noch andere 
Rohstoffe, Weizen, Düngemittel und 
Rüstungsgüter.

Bei Rüstungsgütern gibt es einen 
speziellen, politischen Markt, der hier 
nicht weiter betrachtet werden soll. 

Nr. 215 Frühjahr 2022, 36 S.
● Der Krieg gegen die Ukraine
● Zeitenwende ohne Widerstand? 
● Der NATO-Prolog des Ukraine-Krieges
● Die Seuche und die Reichen
● Klassenanalyse: eine Aktualisierung
   – Teil II
● Neue Klassen in der spätmodernen
   Gesellschaft?
● Klassismus, ein neuer Begriff im
   linken Milieu
● Chile nach den Wahlen – Ein linker
   Erfolg?

Nr. 214 Winter 2021/2022, 32 S.
● Bundestagswahl und Außen- und
   Sicherheitspolitik
● Klassenanalyse: eine Aktualisierung 
● Die Linke – ein Absturz mit Ansage  
● Stärkste Kraft im Osten: AfD
● Brief aus Großbritannien
● Kuba im Juli 2021 – Frust oder
   Konterrevolution?
● Rezension: Die Rente
● „GDL und Bahnstreik?

Nr. 213 Herbst 2021, 28 S.
● Der Westen gibt in Afghanistan auf
● Afghanistan: eine erste Bilanz
● Wie der Kommunismus nach
   China kam – Teil VI und Abschluss
● Der Kern des Bahn-Streits
● Nachruf auf Esther Bejarano
● Rezension: Eva kam aus Afrika…

Nr. 212 Sommer 2021, 36 S.
● Die deutsche Marine auf großer   
   Fahrt gegen China 2.0
● Preis der Staatsinterventionismus 
● Die Linke wählen?!
● IG Metall-Abschluss 2021 
● Die Spur des Faschismus im Arbeitsrecht
● Die schier unglaubliche Geschichte
   des Dr. Ludwig Weißauer
● Zur Wahl der Verfassunggebenden
   Versammlung in Chile

Zeitschrift für marxistischeTheorie und Praxis
Arbeiterstimme

Bestellungen bitte an:
Arbeiterstimme
Postfach 910307
90261 Nürnberg
Probehefte versenden wir gratis!

4x im Jahr, pro Heft € 3.- / Abo € 13.-
Aus dem Inhalt der letzten Nummern:

www.arbeiterstimme.org



17Arbeiterstimme Nr. 216Sommer 2022

Die jetzige Marktlage bei Energie-
trägern eröffnet Möglichkeiten für 
Extraprofite. Beim Erdöl und Erd-
gas ist zu unterscheiden zwischen 
den Preisen für Lieferungen gemäß 
langfristigen Verträgen (deren Preise 
während der Laufzeit dieser Verträge 
fest sind) und dem Spot-Markt, der 
starken Schwankungen ausgesetzt 
sein kann und aktuell sehr hohe Prei-
se aufweist. Langfristige Verträge mit 
günstigen Preisen bzw. der Zugriff 
auf Ölförderung in eigener Regie sind 
die Hauptquelle für die stark ange-
stiegenen Profite der Ölkonzerne. Es 
ist meistens nicht transparent, wie 
einzelne Firmen, auf Basis welcher 
Verträge und Preise, sich ihre Ware 
beschaffen können. Die Verkaufsprei-
se orientieren sich aber im Allgemei-
nen an den gestiegenen Spot-Preisen. 
Potenzielle Konkurrenten sind dage-
gen machtlos, denn sie könnten sich 
zusätzliche Ware nur auf den teuren 
Spot-Märkten beschaffen.

Ein weiterer Faktor bei den Preis-
turbulenzen sind die auf den Roh-
stoffmärkten häufigen Spekulati-
onsgeschäfte. Ein eklatantes Beispiel 
war der Preis für Nickel. Dieser ist 
kurz nach Kriegsbeginn sehr stark 
angestiegen, um sich dann nach 
wenigen Tagen wieder einigerma-
ßen zu normalisieren, wenn auch 
auf höherem Niveau. Dies war nach 
übereinstimmender Einschätzung in 
einer (fehlgeschlagenen) Spekulation 
begründet.

Bei der Einschätzung der ökono-
mischen Kriegsfolgen ist zu beach-
ten, dass die kriegsbedingten hefti-
gen Preissteigerungen auf eine ka-
pitalistische Weltwirtschaft treffen, 
die schon vor Kriegsbeginn stärkere 
Inflationstendenzen zeigte. Damit 
scheint eine längere Zeitspanne zu 
Ende zu gehen, die von vergleichs-
weise niedrigen Preissteigerungsra-
ten gekennzeichnet war. Zumindest 
war das beim Kern der Industrielän-
der so. In eher peripheren Ländern 
war die Situation zum Teil deutlich 
anders, dort gab es durchaus hefti-
ge Inflationsraten. Insbesondere der 
Anstieg der Energiekosten ist dabei 
von erheblicher Bedeutung, denn 
die Kosten für Energie beeinflussen 
direkt und indirekt sehr viele Preise. 
Zwangsläufig hat das erhebliche so-
ziale Folgen, denn hohe Inflationsra-
ten sind ein direkter Angriff auf die 
Reallöhne.

Bei den anderen Produktberei-
chen handelt es sich vor allem um 
homogene Güter, die internatio-
nal zu Weltmarktpreisen gehandelt 
werden. Und auf den Weltmärkten 
waren bei Beginn des Krieges so-
fort Auswirkungen zu erkennen, es 
gab heftige Preissteigerungen. Denn 
Weltmarktpreise reagieren auch auf 
Verdacht. Sie steigen bereits, wenn 
eine Knappheit bei einem Produkt 
nur zu befürchten ist. Die Knappheit 
muss noch keineswegs real eingetre-
ten sein. Parallel dazu steigen dann 
auch die Verbraucherpreise. Und das 
tendenziell weltweit.

Dieser Mechanismus soll am Bei-
spiel Weizen etwas näher dargestellt 
werden. Die Ukraine ist bekanntlich 
ein bedeutender Weizenexporteur. 
Derzeit kann sie aber wegen der Blo-
ckade der Häfen ihren vorhandenen 
Weizen kaum exportieren. Das hat 
die Preise in die Höhe getrieben. 

Ein noch größerer Lieferant von 
Weizen ist Russland. Laut einer Mel-
dung der Agentur Interfax (15. März 
2022) hat die russische Regierung an-
gekündigt, bis Ende Juni den Export 
von Weizen einzuschränken, um die 
eigene Versorgungsbasis zu sichern. 
Die Reaktion auf diesen Bericht wa-
ren weitere Preissteigerungen auf al-
len internationalen Handelsplätzen. 
Dazu kommen die Unsicherheiten 
bezüglich der nächsten Ernte. Wo 
kann in der Ukraine ausgesät wer-
den, wie viele Arbeitskräfte sind beim 
Militär, etc.?

Indien ist ein großer Produzent 
von Weizen, verbraucht aber den 
größten Teil der Ernte im eigenen 
Land. Exportiert werden normaler-
weise nur vergleichsweise geringe 
Mengen (2020 etwa 1,8 % der welt-
weiten Exporte). Wegen der hohen 
Weltmarktpreise bestand aber die Be-
fürchtung, dass zukünftig wesentlich 
größere Mengen in den jetzt sehr lu-
krativen Export fließen könnten und 
damit die eigene Versorgung nicht 
mehr sichergestellt ist. Außerdem 
sind auch die inländischen Preise 
sofort angestiegen. Deshalb hat In-
dien zuerst einmal ein Exportverbot 
für Weizen erlassen. Damit sollte das 
inländische Angebot an Weizen sta-
bilisiert und damit der Anstieg der 
inländischen Preise begrenzt werden. 
Auf dem Weltmarkt ließ der indische 
Exportstopp die Preise gleich noch-
mal ansteigen. 

Das Beispiel Indien macht deut-
lich, dass die Begründung Russlands 
für sein befristetes Exportverbot auch 
eine gewisse Berechtigung haben 
könnte, auch wenn die hiesigen Me-
dien einen Plan Putins unterstellen. 

Die hohen Weltmarktpreise ma-
chen sich auch bei uns bemerkbar. 
Weizen und als Folge davon Mehl, 
Brot usw. verteuern sich. Dabei ist 
die EU bei Weizen mehr als Selbstver-
sorger und konkurriert mit Russland 
um den Platz des weltweit größten 
Weizenexporteurs. Die Marktlogik 
bringt es mit sich, dass alle, die vor 
den jeweiligen Preissprüngen im Be-
sitz von Weizen oder Mehl waren, 
einen entsprechenden Extragewinn 
einstreichen können.

Noch viel härter trifft es natürlich 
die armen Länder, die Weizen impor-
tieren müssen, weil sie dazu keine 
realistische Alternative haben. Wegen 
ihrer Armut können sie sich die ge-
stiegenen Priese praktisch nicht mehr 
leisten. Eine Zunahme des Hungers 
kann deshalb eine wahrscheinliche 
Fernwirkung des Ukraine-Krieges 
sein.

Die Summen, die für den Im-
port von Energieträgern ausgegeben 
werden, sind noch viel größer. Rein 
ökonomisch gesehen ist Energie 
bedeutender als Weizen. Russland 
kooperiert seit 2017 zusammen mit 
Kasachstan, Mexiko und Oman mit 
der OPEC. Der erweiterte Kreis wird 
OPEC+ genannt. Zuletzt konnte 2020 
(während der Corona-Flaute und 
der dadurch bedingten schwachen 
Nachfrage) der Ölpreis durch Pro-
duktionskürzungen stabilisiert wer-
den. Dies war hauptsächlich deswe-
gen möglich, weil sich Russland und 
Saudi-Arabien, die beiden größten 
Öl-Exporteure, auf ein gemeinsames 
Vorgehen geeinigt haben. Das hat 
nicht auf Anhieb geklappt, sondern 
erst nach einigem Hin und Her, das 
von einem Preisverfall begleitet war. 
Ein abgestimmtes Vorgehen von 
Russland und Saudi-Arabien ist da-
mit ein kritischer Punkt für den Erd-
ölpreis. Die OPEC+ hat auch nach 
Kriegsbeginn die Ölförderung (noch) 
nicht erhöht, die Preise sind vielmehr 
wegen der kriegsbedingten Verun-
sicherung noch weiter gestiegen. 
Allerdings versuchen die USA die 
arabischen Ölproduzenten für eine 
Produktionssteigerung zu gewinnen, 
der Ausgang ist noch offen.
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Der aktuelle Zustand der 
Partei Die Linke könn-
te besser sein, aber dann 

wäre dieser Text nicht nötig bzw. kür-
zer. Sich Gedanken über den Zustand 
der Linken zu machen, wird bei vielen 
befördert durch das Wahlergebnis der 
Partei bei der Bundestagswahl 2021 
und den Ergebnissen bei den folgen-
den Landtagswahlen im Saarland, in 
Schleswig-Holstein und in Nordrhein-
Westfalen (NRW), dem bevölkerungs-
reichsten Bundesland, aber auch mit 
den Vorwürfen über „Sexismus“ und 
„Machismo“ in der Partei, die u. a. in 
den vom Spiegel kolportierten Äuße-
rungen aus dem Jugendverband Solid, 
die Partei Die Linke müsse zerstört 
werden, kulminieren, und nicht zu-
letzt mit dem Rücktritt von Henning-
Welzow, einer der beiden Parteivorsit-
zenden. Das alles mögen auch Gründe 
bzw. Anlässe für die Krise der Partei 
sein, meiner Ansicht nach liegen aber 
die Gründe bereits in der Gründung 
der Partei und ihrer Vorgänger. In-
sofern greifen die kritischen Anmer-
kungen und Analysen z. B. von Ekke-
hard Lieberam in der jungen Welt vom 
22. 11. 2021, nachgedruckt auch in der 
Zeitschrift Arbeiterpolitik, Nr. 1, 2 - Fe-
bruar 2022, S.4 – 7, zu kurz.

Eine Reaktion auf die 
neoliberale Wende

Die Partei Die Linke ging 2007aus 
einer Vereinigung der Parteien WASG 

(Wahlalternative 
Arbeit und sozia-
le Gerechtigkeit) 
und Linkspartei.
PDS hervor. Die 
Linke war nie 
eine Partei, die 
dem Marxismus 
anhing. Histo-
risch ist sie ver-
gleichbar mit der 
USPD. Werden 
die Bundestags-
wahlergebnisse 
seit 2005 betrach-
tet 4,9 % (2021); 
8,6 % (2013); 11,9 

(2009) 8,7 (2005)), kann die Linke als 
parlamentarisch erfolgreich betrachtet 
werden, auch wenn 2021 der Wieder-
einzug in den Bundestag in Fraktions-
stärke drei Mandaten von Direktkan-
didaten zu verdanken ist1. 

2004 wurde die Initiative, der 
Verein „Arbeit & soziale Gerechtig-
keit („ASG“) gegründet. Eine Reak-
tion auf den Kurs der SPD, deren 
neoliberale Wende, auf den Mitglie-
der- und Wähler*innenschwund, 
die zunehmende „Zerrüttung“ des 
Verhältnisses zu den Gewerkschaf-
ten, insbesondere die Agenda 2010, 
die sogenannten Hartz-Gesetze, die 
„Rentenreform“ und das „Schrö-
der-Blair-Papier“. Programmatische 
Grundlage war der „Aufruf der Ini-
tiative Arbeit und soziale Gerechtig-
keit“. Erstunterzeichner*innen und 
Gründer*innen waren v.a. haupt-
amtliche Gewerkschafter*innen der 
IGM aus Süddeutschland (meist 1. 
Bevollmächtigte), in ihrer überwie-
genden Mehrheit SPD-Mitglieder2 
(vgl. „Aufruf“ in: Ernst, Händel, 
Zimmermann, 2012, S. 181 ff.). Mit 
„Wir gehen diesen Weg (der Politik 
der SPD-Grünen-Regierung, d. Verf.) 
nicht mehr mit! (…) Aus diesem Bündnis 
könnte bei der nächsten Bundestagswahl 
eine wählbare soziale Alternative entste-
hen.“ (ebenda, S.182 f.) schließt der 

Aufruf und sagt damit auch aus, dass 
die Erstunterzeichner*innen in den 
bislang vorhandenen Parteien keine 
Alternative sehen.

Daneben entstand im Norden 
die „Wahlalternative“, begründet 
und getragen insbesondere von 
Mitarbeiter*innen der Zeitschriften 
Sozialismus und SPW, von ver.di und 
der Memorandum Gruppe (vgl. Krä-
mer; Entwurf: Für eine wahlpolitische 
Alternative; In: Ebenda, S.184ff.). Axel 
Troost aus der Memorandum-Grup-
pe verweist darauf, dass die Wahlal-
ternative in ihrer Zusammensetzung 
„bunt gemischt“ war, Gewerkschaf-
ter, aber auch viele Intellektuelle und 
sogenannte Bewegungslinke behei-
matete (vgl. Troost, 2014, S.123)

Helge Meves (2016, S.22 – 57) 
wiederum lenkt den Blick in seiner 
Analyse der Entstehungsgeschichte 
von ASG, Wahlalternative, WASG 
auf die neuen Problemkonstellatio-
nen, z. B. im Zusammenhang mit der 
sogenannten Wende und dem sich 
ändernden gesellschaftspolitischen 
Klima sowie dessen Hintergründe 
v. a. zu Anfang der 2000er Jahre, die 
große Demonstrationen gegen den 
Sozialabbau und die Hartz IV-Ge-
setzgebung sahen. Hartz IV wurde 
im Jahr 2004 zum „Unwort des Jah-
res“ gekürt (ebenda, S. 50). Auffällig 
sind in dieser Zeit auch Rückgänge 
der Wahlbeteiligung sowie der SPD-
Stimmen bei Landtags- und Euro-
pawahlen 2004 in Ost-, aber auch in 
Westdeutschland (vgl. ebenda, S. 51).

Nach z.T. heftigen inhaltlichen, 
aber auch persönlichen Differenzen 
der jeweiligen Gründer*innen, die 
in zahlreichen Treffen und Diskussi-
onen ausgetragen wurden, schlossen 
sich die ASG und die Wahlalternative 
zur Partei „Wahlalternative Arbeit & 
soziale Gerechtigkeit“ (WASG) zu-
sammen. Oben benannte Differenzen 
setzten sich mit z. T. anderen Vorzei-
chen auch in zahlreichen Kreisver-
bänden der WASG fort, v.a. mit Mit-

Der Zustand der Partei Die Linke – 
auch in ihrer Geschichte angelegt

1– Es sei daran erinnert, dass die PDS alleine bei der BTW 2002 4,0% erreichte.
2– Bis zur Jahrtausendwende war der Besitz des SPD-Parteibuches bei den meisten 

Gewerkschaften Voraussetzung einer „Hauptamtlichkeit“.

Postkarte der WASG  zum Wahlkampf 2005
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gliedern „linker“ Kleinparteien, die 
glaubten, in der WASG das Potential 
zu finden, um ihre Revolutionsträu-
me zu realisieren. Über die lästerte 
das Vorstandsmitglied der WASG 
und spätere Vorsitzende der Partei 
Die Linke, Klaus Ernst, sie könnten 
ihre Bundesmitgliederversammlung 
in einer Telefonzelle abhalten. Die 
WASG hielt im selben Jahr ihren ers-
ten Parteitag ab.

Der Landesverband NRW, der 
mitgliederstärkste Landesverband 
der WASG, setzte den Antritt der neu 
gegründeten Partei bei der Landtags-
wahl in NRW am 22.5.2005 durch. 
Trotz des Neuzuschnitts der Wahl-
kreise, wohl um manche Parteien aus 
dem Landesparlament herauszuhal-
ten, andere zu schwächen, gelang 
es der WASG in allen Wahlkreisen 
Kandidat*innen aufzustellen. Nach 
einem finanziell beschränkten, aber 
sehr engagiert geführten Wahlkampf 
erhielt die WASG 2,2 % der Stimmen. 
Für die bescheidene finanzielle Lage 
der WASG war die Wahlkampfkos-
tenrückerstattung bedeutsam.

Auch wegen des Wahlergebnisses 
in NRW wurde die Bundestagswahl 
auf den Herbst 2005 vorgezogen. 
Rückblickend resümiert Axel Troost, 
der sich auf die Seite der Befürworter 
des Wahlantritts in NRW schlug: „Die 
ganze WASG ist eigentlich eine Kopf-
gründung. (…) Natürlich gab es immer 
Diskussionen oder eine demokratisch zu-
stande gekommene Beschlusslage. Aber die 
wesentlichen Impulse kamen immer von 
oben. Der Orientierungspunkt waren die 
Bundestagswahlen 2006 (regulärer, alter 
Wahltermin; der Verf.)“ (Troost,2012, 
S.123).

Das ist einer der wesentlichen 
Eckpunkte der Programmatik der 
WASG, die Fixierung auf die Bun-
destagswahlen, um den insbesondere 
wegen der Politik der SPD wegge-
laufenen Wähler*innen eine Wahl-
alternative anzubieten, aber auch 
um ein parlamentarisches Sprach-
rohr für die zahlreichen Initiativen, 
Demonstrant*ínnen („Montagsde-
monstrationen“, Demos gegen den 
Sozialabbaubau allgemein), und Ge-
werkschaften zu geben. Die WASG 
betonte das Aufgreifen und Initiieren 
betrieblicher und gesellschaftlicher 
Aktivitäten. Letzteres findet sich auch 
im Programm der Partei Die Linke 
wieder: „Linke Politik muss sich stets, 
auch und gerade in Regierungen, auf die 

beschränkt werden“ (Axel Troost auf 
dem 1. Parteitag der WASG in Dort-
mund, 7. 5. 2005) 

Die WASG unterschätzte wohl die 
Veränderungen in Betrieben und Ge-
werkschaften, auch den „Siegeszug“ 
des Neoliberalismus, den Rückgang 
der Mitgliederzahlen. Dazu kam eine 
Krise der gewerkschaftlichen Bil-
dungsarbeit, und die „Standortver-
einbarungen“ zeigten eine Abkehr 
von einer betriebsübergreifenden 
Gewerkschaftspolitik. Hinzu kam 
der demographische Wandel und es 
wurde immer deutlicher, dass das 
Versprechen eines „immer weiter so“, 
eines naturwüchsigen Aufstiegs „aus 
eigener Kraft“ zerbrach, weshalb 
zwar die „Wut“ auf die SPD zunahm, 
aber auch Inaktivität und zunehmen-
de Wahlenthaltung. 

Frank Deppe, emeritierter Profes-
sor der Politikwissenschaften an der 
Universität Marburg, zur WASG mit 
einem optimistischen Schluss: „Die 
Gewerkschaftsfrage hat für die gesamte 
Partei nicht jene Bedeutung gewonnen, 
die sich die Gründer der WASG erhofft 
hatten. Das hatte und hat verschiedene 
Gründe. Der Wechsel von linken, haupt-
amtlichen Gewerkschaftern in Führungs-
funktionen der Partei ging einher mit einer 
Schwächung linker Positionen vor allem 
in den großen Industriegewerkschaften. 
Die Gewerkschaften waren in den letzten 
beiden Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts 
in eine Position der Defensive geraten. Der 
Siegeszug des Neoliberalismus ging mit 
Mitgliederverlusten der Gewerkschaften, 
Machtverlust und einer erhöhten Bereit-
schaft zur Kooperation mit Kapital und 
Staat einher. Im Bereich der (vor allem 
exportorientierten) Industrie setzte sich 
unter dem Druck der ‚Globalisierung‘, 
der hohen Arbeitslosigkeit sowie der Aus-
weitung des prekären Sektors und auf-
grund von Rationalisierungsprozessen der 
‚Wettbewerbskorporatismus‘ durch. Dieser 
zwang Betriebsräte und Gewerkschaften 
in ein Bündnis mit den Unternehmens-
leitungen zur Sicherung des ‚Standortes‘ 
in der globalen Konkurrenz. Gleichzeitig 
boten Vorsitzende von Gewerkschaften ein 
‚Bündnis für Arbeit‘, d. h. Lohnverzicht im 
Austausch für Beschäftigungssicherung, 
an. Auf der anderen Seite entstand die gro-
ße Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, die 
im staatlichen Sektor mit den Folgen der 
Privatisierungspolitik (bei Post, Verkehr, 
Gesundheitswesen) und der Austeritäts-
politik konfrontiert ist. Gleichzeitig wer-
den die Gewerkschaften mit der Femini-

Gewerkschaften und andere soziale Bewe-
gungen und die Mobilisierung außerpar-
lamentarischen Drucks stützen können, 
um nicht der strukturellen Macht von 
Kapitalinteressen und parlamentari-
scher Logik zu unterliegen. Wir wollen 
die Menschen ermutigen, selbst für ihre 
Interessen in Aktion zu treten“ (Erfur-
ter Programm, 21./23.10.2011, S.75). 

Die WASG forderte Veränderun-
gen in der Gesellschaft, die aus ih-
rer Sicht v. a. Veränderungen und 
ein Mehr an Mitbestimmung in den 
Betrieben erzwingt. Und daraus er-
gibt sich auch die Wichtigkeit und 
Notwendigkeit von Gewerkschaften 
und Betriebsräten. Auch und gerade 
angesichts der Hartz IV-Gesetze und 
der Rentenpolitik wurde „soziale Ge-
rechtigkeit“ eingefordert, ohne aber, 
etwa beim namensgebenden Faktor 
Arbeit zu explizieren, wie er gestal-
tet werden kann und welche Rolle 
dieser neben der Sicherung einer 
„angemessenen“ Reproduktion für 
Mensch und Gesellschaft spielt. Ge-
rade letzteres Manko droht nunmehr 
der Partei Die Linke bei Diskussion 
und Entscheidung über das „bedin-
gungslose Grundeinkommen“ auf 
die Füße zu fallen.

„Die eigentliche Schlacht sind 
die Bundestagswahlen. Da 
spielt die Musik!“

(Klaus Ernst, auf 1. Bundespartei-
tag WASG, in Dortmund, 7.5. 2005). 
Wer Klaus Ernst kennt, weiß, dass 
diese Aussage nicht nur auf die Land-
tagswahl in NRW bezogen war. 

Axel Troost, eines der geschäfts-
führenden Vorstandsmitglieder stell-
te klar: „Das Programm (der WASG, 
der Verf.) stellt nicht die ‚Systemfrage‘, 
sondern enthält konkrete Forderungen, 
deren Umsetzung zu einer erheblichen 
Verbesserung der Arbeits- und Lebens-
verhältnisse für die große Mehrheit der 
Bevölkerung führt. Bereits in den einlei-
tenden Leitlinien des Programms wird 
formuliert, dass die WASG die Unterwer-
fung des Menschen unter die Interessen 
der Wirtschaft ablehnt und sich für eine 
Demokratisierung der Wirtschaft und 
für den Ausbau der Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten 
und ihrer Gewerkschaften in den Unter-
nehmen einsetzt. Eine Demokratisierung 
der Wirtschaft sind das Ziel und die Be-
dingung für einen nachhaltigen Politik-
wechsel. Die Macht des Kapitals müsse 
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sierung der Erwerbsarbeit, mit prekären 
Beschäftigungsverhältnissen – vor allem 
im Einzelhandel, im Erziehungs- und Pfle-
gebereich – mit neuen Herausforderungen 
konfrontiert, die sich kaum mit den Me-
thoden traditioneller Gewerkschaftspoli-
tik lösen lassen. Seit der großen Krise von 
2008 gibt es jedoch aufgrund von Mitglie-
derzuwächsen, von Erfolgen auf dem Feld 
der Tarifpolitik, der Durchsetzung des 
Mindestlohns und einer erhöhten Streik-
tätigkeit Anzeichen für ein ‚Comeback‘ der 
Gewerkschaften. Für diesen Aufschwung 
sind auch jüngere Kolleginnen und Kolle-
gen verantwortlich, die sowohl in den Ge-
werkschaften als auch in der Partei aktiv 
sind.“ (Deppe, 2016, S. 16).

Zur Bundestagswahl 2005 kam es 
zu einem Wahlbündnis von WASG 
und Linkspartei.PDS, die hierin be-
stimmend war, und das mit 8,7 % 
und 54 Mandaten in den Bundestag 
einzog.

Die Vereinigung

2007 vereinigten sich beide Parteien 
zur Partei „Die Linke“.

Gründe waren u. a. die Einschät-
zung, dass in Deutschland eine ge-
meinsame, eben auch wählbare Linke 
notwendig sei und dass „Stimmen-
wilderei“ verhindert werden müsse. 
Hinzu kam, dass die Linkspartei.PDS 
im Osten nach Stimmen noch stark 
war, noch viele Mitglieder (ca. 60.000, 
Stand 2007) hatte und finanzkräftig 
schien. Sie hatte zwar einen eigenen 
Apparat und war in Landtagen und 
Landesregierungen vertreten. Aller-
dings war sie nicht in Betrieben, Ge-
werkschaften und in Westdeutschland 
verankert, anders als die WASG. Die 
wiederum war parlamentarisch nicht 
vertreten, hatte wenige Mitglieder 
(11.500, Stand 4/2007), war finanz-
schwach (auch aufgrund der Mit-
gliederstruktur und einer schlechten 
„Zahlungsmoral“ vieler Mitglieder) 
verfügte über keinen Parteiapparat 
und war in Ostdeutschland kaum ver-
treten (vgl. Weichhold, 2016, S.192). 
Soziologisch gesehen war die WASG 
das Projekt einer Generation. Das ty-
pische WASG-Mitglied war männlich, 
hatte einen linkssozialdemokratischen, 
gewerkschaftlichen Hintergrund, war 
in den westdeutschen Bundesländern 
beheimatet und zwischen 41 und 60 
Jahre alt (vgl. Weichhold, 2016, S. 193).

So unterschiedlich ihre organisa-
torischen Voraussetzungen waren, 

so unterschiedlich ihre programma-
tischen Ansätze. Für die Linkspar-
tei.PDS gehörte der Sozialismus zur 
Identität3, ebenso bedeutsam war die 
Einhaltung bzw. der Ausbau von Frei-
heitsrechten, die Gleichstellung der 
Geschlechter und die Angleichung der 
Lebensverhältnisse in Ost- und West-
deutschland. Die Linkspartei galt als 

die Vertreterin der ostdeutschen Inte-
ressen und als „Kümmerin“. Für die 
WASG spielte der Begriff Sozialismus 
keine Rolle. Sie setzte auf Änderungen 
im System, u. a. durch Brechung der 
Macht des Kapitals und die Auswei-
tung der Mitbestimmung. Sie vertrat 
eine starke Ausrichtung auf Gewerk-
schaften und Betriebe, forderte soziale 
„Gleichstellung“ und wollte Wachs-
tum durch kreditfinanzierte Konjunk-
tur- und Zukunftsprogramme anschie-
ben. Die WASG vertrat also in weiten 
Bereichen einen Linkskeynesianismus. 

 Die programmatischen Unter-
schiede, die bei manchen noch wirk-
same westdeutsche Staatsdoktrin 
des „Antikommunismus“ und das 
Misstrauen in die Linkspartei.PDS 
als „Nachfolgepartei“ der SED hatten 
schon beim Eingehen des Wahlbünd-
nisses zu erheblichen Diskussionen 
und Zerwürfnissen innerhalb und 
zwischen beiden Parteien geführt. Axel 
Troost, der den Vereinigungsprozess 
aktiv mitgestaltete: „(…) im Detail wa-
ren die Unterschiede (…) teilweise (…) 
recht groß. (…) Ohne eine sehr große 
Kompromissbereitschaft wäre dieser ganze 

Prozess nicht möglich gewesen.“ (Troost, 
2012, S.131, 132). 

Aber es waren bzw. sind diese 
Unterschiede nicht allein wesentlich, 
sondern auch die Wirkungen des Ein-
zuges der neuen Partei in Parlamente 
und der Aufbau und Betrieb einer Par-
tei. Nochmals Frank Deppe: „Die Ge-
werkschaftsfunktionäre aus der WASG, die 
in Die Linke wechselten, mussten schnell 
feststellen, dass die Partei ein eigener Ap-
parat mit seinen Regeln, Widersprüchen 
und Zwängen ist, die durch den Primat 
der Ausrichtung auf Wahlen und die parla-
mentarische Arbeit, mehr noch: auf Regie-
rungsbeteiligungen, oftmals noch verstärkt 
werden. Die Beteiligung an Landesregie-
rungen im Osten bzw. in Berlin verscho-
ben die Auseinandersetzung um ‚Arbeit 
und soziale Gerechtigkeit‘ auf die Regie-
rungsebene, auf der die Partei einerseits 
(mit Ausnahme von Thüringen) Junior-
partner ist, auf der andererseits die Zwän-
ge der Austeritätspolitik, der knappen Kas-
sen usw. respektiert werden. Die Ergebnis-
se sind daher gerade für Gewerkschafter 
oftmals enttäuschend. Auf der anderen 
Seite setzt sich die Partei im Bundestag 
(und auch auf der Landesebene bzw. auf 
der kommunalen Ebene) für Forderungen 
der Gewerkschaften ein. Bei der Durch-
setzung des Mindestlohns z. B. hat sie als 
Opposition eine positive Rolle gespielt. Die 
Partei versteht sich zugleich als Partner der 
sozialen Bewegungen, in denen – vielfach 
berechtigte – auch kritische Positionen 
gegenüber der Politik der Gewerkschafts-
führungen vertreten werden: Sie muss den 
Spagat zwischen Innen- und Außenpolitik, 
zwischen parlamentarischer und außer-
parlamentarischer Interessenvertretung, 
zwischen Fraktionen und Richtungen in 
der Partei bewältigen, für die entweder 
die Regierungsbeteiligung oder die Stär-
kung der Oppositionsrolle und der außer-
parlamentarischen Bewegungen Priorität 
besitzt. Das produktive Austragen solcher 
Spannungen – eingebettet in die Regeln 
und Zwänge des politischen Systems, in 
dem man agiert – bestimmt nun einmal 
das Alltagsleben der Partei.“ (Deppe, 
2016, S.17): Christine Buchholz, die 
von der Gruppe Linksruck zur WASG 
kam und in den Bundestag, weist auf 
zwei weitere, bedenkenswerte Punkte 
hin: „(…) eine parlamentarische Partei hat 
immer eben auch eine Schlagseite zu den 
Personalfragen, zu den Apparaten und zu 

3– Unterstellt werden kann, dass es mit dem Bekenntnis zum „Sozialismus“ nicht weit her 
war, dass viele Mitglieder nur deshalb in dieser Partei bzw. ihrer „Vorgängerin“ der SED 
waren, weil diese die politische Macht im Staate innehatte und eine Mitgliedschaft häufig 
Voraussetzung war, bestimmte Posten zu bekommen oder Positionen zu erreichen.
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inneren Auseinandersetzungen um Macht 
und Einfluss. (…) Wenn Politik von Men-
schen gemacht wird, die dafür bezahlt 
werden, als Abgeordnete oder Mitarbeiter, 
dann stehen immer auch Fragen nach der 
Zukunft einzelner Personen im Raum“. 
(Buchholz, 2012, S.44). Sabine Lösing4 
benennt, auf ihren Rückzug aus dem 
WASG-Parteivorstand angesprochen, 
noch einen Aspekt, der wohl auch 
heute für den Zustand der Partei eine 
Rolle spielt: „Es wurde aus meiner Sicht 
schwieriger, den Bewegungscharakter auf-
rechtzuerhalten.“ (Lösing, 2012, S. 153)

Wer den Zustand der Partei Die 
Linke als schlecht einschätzt, die Par-
tei, die dieses Jahr 15 Jahre alt wird, 
als am Ende befindlich, oder gar als 
obsolet ansieht, sollte bedenken, dass 
es mit der Linken das erste Mal in der 
Nachkriegszeit in der Bundesrepu-
blik gelungen ist, eine auch im Bun-
destag und zahlreichen Landtagen 
vertretene linke Partei zu etablieren. 
Dass Die Linke Chancen hat, wieder 
parlamentarisch größer zu werden, 
zeigt eine Studie im Auftrag der Ro-
sa-Luxemburg-Stiftung. Sie sieht das 
Linke-Wähler*innenpotential bei 18 
Prozent (vgl. junge Welt, 24.5.2022, S. 2). 
Allerdings müssen sich einige Dinge 
ändern. Was und wie, können Blicke 
in die Entstehung der Partei zeigen.

Egal, wie der Parlamentarismus 
eingeschätzt wird, ist es notwendig 
aufzuzeigen, was Parteien in Parla-
menten bewirken können und was 
nicht. Natürlich gibt es mehr Öffent-
lichkeit, wenn der parlamentarische 
Dienst aufgrund einer Anfrage der 
Fraktion der Partei Die Linke Zahlen 
veröffentlichen muss, die zeigen, dass 
und bei wem z. B. in der Bundesrepu-
blik die Armut stetig zunimmt. Aber 
dabei darf es nicht stehen bleiben, es 
muss auch gezeigt werden, wie dem 
Zustand nachhaltig wirksam begegnet 
werden kann. Damit muss die systemi-
sche Frage nicht umgangen werden, 
aber sie allein in den Vordergrund 
zu stellen, wird nicht genügen. Viel-
mehr sollte aufgezeigt werden, was 
jede und jeder tun kann und muss. 
Und diese Vorschläge sollten als re-
alistisch bzw. realisierbar erscheinen. 
Der Eindruck und das Angebot einer 
„Stellvertretungspolitik“ sollte vermie-
den werden, das gilt auch für die Ge-
werkschaften. Die Partei Die Linke ist 
u. a. gegründet worden, um den (not-

wendigen) außerparlamentarischen 
Bewegungen eine parlamentarische 
Stimme zu geben. Sie mit anzustoßen 
und zu stabilisieren, ist eine Grund-
voraussetzung der Linken. Aber auch 
die Kritik sollte nicht vernachlässigt 
werden, und damit meine ich nicht 
die Kritik an der These der „Lifestyle-
linken“ der in zahlreichen Talkshows 
auftretenden, Rosa Luxemburg kopie-
renden Sahra Wagenknecht, sondern 
die Subtexte ihrer zahlreichen Pub-
likationen, z.B. das 2002 erschienene 
Buch „Freiheit statt Kapitalismus“. Der 
Kapitalismus versagt vor seinen eige-
nen Ansprüchen, schreibt sie zurecht. 
Aber dann nimmt sie sich des CDU/
CSU-Altkanzlers Ludwig Erhard („der 
Dicke mit der Zigarre“, „Erfinder“ der 
„Sozialen Marktwirtschaft“) an und for-
dert, was der versprach: „Wohlstand für 
alle!“ Sie plädiert für politische Hand-
lungsfähigkeit als Grundvorausset-
zung für echten Wettbewerb, echtes 
Unternehmertum und echte Leistung. 
Damit adelte sie indirekt das „Modell“ 
der sozialen Marktwirtschaft – ein den 
Kapitalismus feierndes System. „Wenn 
eine Linke schon die „soziale Markt-
wirtschaft“ feiert, muss ja etwas dran 
sein. Kleine Korrekturen und schon 
gewinnen Alle! Kapitalismus und 
Konkurrenz sind unverzichtbar und 
klasse!“, werden sich einige gedacht 
haben. Verirrungen und Verwirrung 
von links? Das ist kein Plädoyer für 
die in der Linken offensichtlich und 
medial ausgeschlachtete „Ausschlie-
ßeritis“, sondern für die inhaltliche 
Auseinandersetzung. Die Forderung 
nach Ausschluss erinnert an den Witz, 
den Kurt Tucholsky erzählt haben soll: 
„Treffen sich Zwei Ende der zwanziger 
Jahre. Der eine ehemaliges KPD-Mitglied, 
der andere ist noch Mitglied. Sagt der nach 
einer Diskussion: Schade, dass du schon 
ausgetreten bist, sonst könnte man dich 
jetzt ausschließen.“

Konsequente Friedenspolitik ist 
ein weiteres wesentliches Alleinstel-
lungsmerkmal der Partei Die Linke. 
Genauso wie „soziale Gerechtigkeit“ 
muss es aber „übersetzt“ werden. Auch 
was Arbeit für die Menschen und die 
Gesellschaft ist, wie und von wem sie 
gestaltet werden soll, muss verstärkt 
expliziert werden, gerade auch um 
zu verhindern, dass die Forderung 
nach dem „bedingungslosen Grund-
einkommen“ (BGE) als Forderung/

Programmpunkt Eingang ins Partei-
programm der Partei Die Linke findet. 
Der Hinweis auf dessen hohe Kosten,  
wird nicht genügen um das BGE zu 
verhindern.

Der letzte Satz gehört zwei Mitbe-
gründern der ASG, WASG und Die 
Linke: „Die Linke in Deutschland, wie die 
Linke in den anderen europäischen Län-
dern – wie die Gewerkschaftsbewegungen 
– haben in den vergangenen Jahren nur 
wenig Korrekturen durchsetzen oder Gren-
zen halten können. Es bleibt noch ein wei-
ter Weg zu gehen. Auch dieser führt nicht 
am Grundkonflikt von Kapital und Arbeit 
vorbei, sondern geradewegs hindurch.“ 
(Ernst, Händel, 2012, S.174)

Frank Rehberg

Mitbegründer der WASG, langjährig im 
Kreisvorstand der WASG und der Partei 

Die Linke in München
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Fangen wir bei den Kartona-
gen an. Wer kennt sie nicht 
die hübschen Verpackun-

gen der süßen Verführungen in den 
Regalen der Supermärkte, die häufig 
nicht mehr in Plastikfolie verpackt 
sind. Kartone in vielfältigsten Farben 
und Formen lösen zunehmend Kunst-
stoffe ab. Man will ja nachhaltig sein. 
Fast alle Verpackungen nicht nur in 
deutschen Geschäften haben eines 
gemeinsam: Sie wurden und werden 
produziert von einer Firma, die außer 
in Fachkreisen eher unbekannt ist: 
Mayr Melnhof (MM). Die Mayr-Meln-
hof Kartonagen AG ist Europas größ-
ter Karton- und Faltschachtelherstel-
ler mit Stammsitz in Österreich. Aber 
sie ist nicht nur ein bedeutender Player 
auf dem europäischen Markt. Sie ver-
fügt über 50 Produktionsstandorte auf 
drei Kontinenten, neben Europa auch 
Asien und Amerika. Sie verkauft ihre 
Produkte in über 100 Länder der Welt. 
Über 10.000 Beschäftigte ermöglichten 
2020 einen Umsatz von ca. 2,5 Milliar-
den Euro. Die Aktiengesellschaft ist 
in zwei Geschäftsbereiche unterteilt. 
Etwa 40 Prozent entfallen auf MM 
Karton, der seit kurzem MM Board & 
Paper heißt und Produktionsstandorte 
in den Ländern Österreich, Deutsch-
land, Slowenien, Finnland, Polen und 
Norwegen hat. Der andere Geschäfts-
bereich, der sich MM Packaging 
nennt, produziert in den europäischen 
Ländern Österreich, Deutschland (9 
Werke), Frankreich, Großbritannien, 
Polen, Rumänien, Spanien, Russland, 
Ukraine und in den asiatischen Län-
dern Türkei,China, Iran, Jordanien, 
Philippinen und Vietnam. Was Ame-
rika betrifft, ist MM in Kanada, Chile 
und Kolumbien vertreten. Zwar gibt 
es in diesem Segment noch größere 
Konzerne, aber Mayr Melnhof schließt 
durch strategische Zukäufe immer 
mehr auf. Die Firma ließ sich zwei 
Werkszukäufe in diesem Jahr über 
eine Milliarde Euro kosten. Es handelt 
sich um ein Werk in Finnland und eins 
in Polen. Die polnische Niederlassung 
allein beschäftigt etwa 2300 Mitarbei-
ter. Mayr Melnhof hat eine Eigenka-
pitalquote von 64,5 Prozent und gilt 
bei den Aktionären als grundsolide. 

Damit aber die Aktionäre mit den 
Ergebnissen zufrieden sein können, 
werden an das Management hohe Er-
wartungen gestellt. Dazu später mehr. 
MM kommt immer wieder mal in die 
Schlagzeilen. Stolz vermeldete sie im 
letzten Geschäftsbericht: „So wurde die 
Mayr-Melnhof Gruppe für ihren Beitrag 
zum Klimaschutz durch innovative Kar-
tonverpackung mit dem neu eingeführten 
Green Tech Award der ÖGSV (der Öster-
reichischen Gesellschaft für Verbrau-
cherstudien) ausgezeichnet.“ 

Schandfleck des Jahres 2012

Die Firma hat einen guten Ruf 
bei den Aktionären, nicht so jedoch 
bei den Beschäftigten und bei den 
Gewerkschaften. Siegfried Heim, 
Tarifsekretär Verlage, Druck, Papier 
der Dienstleistungsgewerkschaft ver.
di: „Gezielte und ständige Angriffe auf 
Betriebsräte und aktive Gewerkschafter 
sowie Behinderung deren Arbeit sind das 
alltägliche Standardprogramm, das von 
den örtlichen Geschäftsführungen der 
Mayr-Melnhof-Werke sicher nicht ohne 
Rückendeckung aus der Wiener Konzern-
zentrale exekutiert wird.“ Am Welttag 
der sozialen Gerechtigkei (ja auch so 
etwas gibt‘s), dem 20. Februar 2013, 
wurde in Wien der Schandfleck des 
Jahres 2012 verliehen. Dabei handelt es 
sich um eine „Auszeichnung für gesell-
schaftlich unverantwortliche Unterneh-
men, Organisationen und Institutionen“. 
In die engere Auswahl kamen KIK , 
eine Tengelmanntochter, die im Zu-
sammenhang mit der Brandkatastro-
phe in Pakistan, bei der 289 Menschen 
in der Fabrik gestorben waren, der 
Grazer Anlagenbauer ANDRITZ AG 
im Zusammenhang mit seiner Betei-
ligung bei dem brasilianischen Stau-
dammprojekt Belo Monte, das großen 
Schaden in der Umwelt hervorrufen 
wird und die Lebensgrundlage vie-
ler Menschen vor Ort zerstört. Und 
schließlich Mayr-Melnhof Packaging 
im Zusammenhang mit wiederholter 
Negierung betriebsrätlicher Rechte. 
Letztere machte das Negativrennen, 
was die Herren Vorstände wenig be-
eindruckt haben wird. Sie machten 
weiter wie bisher. 2014 schloss MM 

eine Druckerei in Dortmund mit 79 
Beschäftigten. Die ehemalige Dru-
ckerei Busche war die letzte große 
Druckerei in Dortmund. Anfang Mai 
dieses Jahres kündigte die Firmenlei-
tung an, die MM Graphia Bielefeld-
Brackwede komplett zu schließen. Es 
ist der Betrieb, in dem Frank Werne-
ke, der Verdi-Vorsitzende, seine Leh-
re gemacht hatte. Die Beschäftigten 
reagierten mit einem 48 stündigen 
Streik, mit dem zumindest ein Sozi-
alplan durchgesetzt werden konnte. 
Nach langem Hin und Her zwischen 
Betriebsrat und Firmenleitung einigte 
man sich auf eine Transfergesellschaft 
für die 212 Beschäftigten. Nach 92 Jah-
ren wurde die Druckerei am 1. Okto-
ber geschlossen. Schon vorher war der 
Firma von den Produktionsarbeitern 
ein denkbar schlechtes Zeugnis aus-
gestellt worden. Dazu eine Auswahl 
vom Februar 21: „Die Arbeitsbedingun-
gen sind eine Katastrophe.“ „Personal 
wird überwacht durch technische Mo-
dule an den Maschinen.“ „Schlecht am 
Arbeitgeber finde ich so ziemlich alles.“ 
„Viel Stress durch immer weniger Mitar-
beiter.“ „Abmahnungen auch für Kleinig-
keiten.“ Im aktuellen Geschäftsbericht 
2020 des Gesamtkonzerns liest sich 
das ganz anders: „Wir richten unsere 
Aufmerksamkeit in hohem Maß darauf, 
dass man gerne bei MM arbeitet…“ Wie 
nett das doch formuliert ist! Der Voll-
ständigkeit halber sei noch erwähnt, 
dass MM Graphia nur einer von drei 
kleineren Betrieben ist, die MM in 
diesem Jahr plattgemacht hat. Im 
deutschen Werk in Baiersbrunn und 
im niederländischen Eerbeek sind 400 
Beschäftigte betroffen. Vor einem Jahr 
traf es auch die MM Niederlassung 
Hirschwang in Niederösterreich mit 
ca. 130 Beschäftigten, obwohl das 
Werk in den letzten Jahren ständig 
Rekordergebnisse lieferte, nicht zu-
letzt dank Corona. Einer der besten 
Kunden war Amazon. 2018 war der 
Standort konzernweit noch als „Werk 
des Jahres“ ausgezeichnet worden. 
Und noch Anfang September fingen 
neue Lehrlinge ihre Ausbildung an. 
Die Beschäftigten wurden von der 
Entscheidung der Konzernleitung 
eiskalt erwischt.

Der Georg, sein Jesus und die Kartonagen
Ein Konzern will hoch hinaus
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„Ich bitte von Herzen...“

 Und was sagt der Vertreter der 
Eigentümerfamilie im Aufsichtsrat 
z.B. zur Schließung in Bielefeld auf 
eine Anfrage des Verfassers dieses 
Artikels? „Ich bin darüber informiert, 
dass der Betrieb in Bielefeld geschlossen 
werden soll. Der spürbare Rückgang des 
Zigarettenkonsums hat wohl Auswirkun-
gen auf bestimmte Verpackungsprodukte. 
Nach meinen Informationen schreibt Bie-
lefeld leider schmerzhafte Verluste.Wir 
verlangen von unserem Vorstand und 
unserer Geschäftsleitung – und das ist 
gewiss legitim – hohen Einsatz und Wett-
bewerbsfähigkeit. Wie in jedem anderen 
Unternehmen auch, werden immer wie-
der neue Betriebe akquiriert und andere 
geschlossen.“ So einfach ist das. Kapi-
talismus as usual. Und weiter: „Bei 
notwendigen Schliessungen hat für uns 
als Familie die soziale Komponente immer 
einen hohen Stellenwert. Zum einen gibt 
es oft das Bemühen, Beschäftigung in an-
deren Werken anzubieten, zum anderen 
mühen wir uns um faire Abfindungen. Ich 
bitte von Herzen um ihr Verständnis. Jeder 
Arbeitsplatz der verloren geht, jeder Be-
trieb der geschlossen werden muss, ist ein 
Schmerz. Nicht nur für die Betroffenen, 
auch für uns als Unternehmen und Eigen-
tümerfamilie.“ (Juli 21)* Damit wären 
wir bei Georg. Oder wie er mit vollem 
Namen heißt: Georg Mayr-Melnhof, 
Vertreter der Eigentümerfamilie im 
Aufsichtsrat der Mayr Melnhof AG. 
Er ist ein bescheidener Mensch und 
lässt sich seinen immensen Reichtum 
nicht heraushängen. Er hat nichts zu 
verbergen: „Als Vertreter der Salzburger 
MM Familie sitze ich seit 15 Jahren im 
AR. Und richtig, seit mehr als 30 Jahren 
gehöre ich in leitender Funktion einer le-
bendigen christlichen Gemeinschaft an.“* 
Aber der Reihe nach. Schauen wir uns 
den Georg näher an. In seiner „christ-
lichen Gemeinschaft“ lässt er sich 
mit dem Vornamen anreden. Dabei 
ist er eine waschechte Durchlaucht. 
Seine Mutter ist eine geborene Gräfin 
von Orsini-Rosenberg und sein Bru-
der Friedrich III. Ist mit einer Gräfin 
von Nostitz-Rieneck, einer Urenkelin 
des in Sarajevo ermordeten Thron-
folgerpaares, verheiratet. Der Vater, 
Friedrich II., Papi genannt, eigentlich 
ein Freiherr von Mayr-Melnhof, war 
Landesjägermeister von Salzburg 

und als Landesrat (ÖVP) Mitglied der 
Salzburger Landesregierung. Georgs 
Schwester Doraja (ÖVP) gehörte von 
2004-2010 der Salzburger Landesregie-
rung an. Die Familie Mayr-Melnhof 
(Salzburger Zweig) besitzt ca. 7000 ha 
Grund und Boden in Salzburg und 
Oberösterreich, die beiden Schlösser 
in Glanegg und Kogl, nicht unerheb-
liche Anteile an der MM Karton AG 
und diverse weitere Immobilien, eine 
Holzhandlung und und und… Man 
kann also mit Fug und Recht sagen, 
die Familie gehört zu den reichsten 
österreichischen Familien. Der Fami-
lienleitspruch lautet: Recte Agendo 
Securitas – Rechtes Schaffen verleiht 
Sicherheit. Vieles wäre noch zum fa-
miliären Umfeld zu sagen, was aber 
an dieser Stelle zu weit führte. Da 
Georg ein braver und frommer Bub 
war und noch sieben überlebende 
Geschwister hatte, die sich um die 
Verwaltung und Vermehrung des fa-
miliären Besitzes kümmern konnten, 
wollte (oder sollte?) er die geistliche 
Laufbahn einschlagen. Nach der Ma-
tura studierte er aber zunächst Wirt-
schaftswissenschaften, was sich letzt-
lich als nützlich erweisen sollte. Mit 27 
Jahren wechselte er aber doch noch 
zur Theologie. Heute ist er verheiratet 
und hat zusammen mit seiner Frau 
zwei Söhne und zwei Töchter. Georg 
ist Jugendleiter in der Erzdiözese Salz-
burg und seit März 2021 Diakon, also 
ein Beinahepfarrer. Neben seiner Auf-
sichtsratstätigkeit, über die er ungern 
öffentlich spricht, ist er für die sog. 
Lorettogemeinschaft missionarisch 
tätig. Diese „Gemeinschaft“ bewegt 
sich innerhalb der Katholischen Kir-
che, ist extrem konservativ und zeigt 
ein sektenhaftes Gebaren, wie Insider 
anmerkten. Im Führungszirkel befin-
den sich mehrere Personen aus dem 
Hochadel wie etwa Dr. Maximilian 
Oettingen, genannt Maxi, der mit vol-
lem Namen Dr. Ludwig-Maximilian 
Constantin Moritz Nikolaus Notger 
Maria Prinz zu Oettingen-Oettingen 
und Oettingen-Wallerstein heißt und 
einen veritablen Stammbaum besitzt. 
Georg und Maxi und ein paar ande-
re, die sich im bosnischen Medjugorje 
bekehrt hatten, sammeln Jugendliche 
um sich, die sie zu „Jüngern“ aus-
bilden. Nicht alle Führungsfiguren 
kommen aus dem Hochadel, manche 

nur aus dem Geldadel. So etwa der 
erfolgreiche Salzburger Unterneh-
mer Patrick Knittelfelder („Ich pro-
duziere Österreichs bestes Backhendl.“) 
In ihren Schulungen, die sehr stark 
auf Leadership ausgerichtet sind (in 
Österreich vermeidet man das Wort 
„Führer“schaft), sprechen sie viel über 
ihre Liebe zu Jesus und Maria und 
über das herrliche Jenseits, auf das sie 
ihre Jüngerschaft hin orientieren. Ge-
org, Maxi und andere Leader aus dem 
inner circle haben sich u.a. in den USA 
bei der Psychogruppe „Marked men 
for Christ“ ihr Rüstzeug angeeignet. 
Bei ihren Vorträgen wird ein Thema 
nicht erwähnt: der materielle Back-
ground der Leader. Kein Thema ist 
auch, wie z.B. Georgs Manager beim 
MM Konzern gnadenlos Betriebe 
plattmachen, weil so die Gewinnmar-
ge gesteigert werden kann. Sind das 
alles nur Spinner? Das wäre zu kurz 
gegriffen, da sie bisher verdammt 
erfolgreich und in der Lage sind, 
tausende Jugendliche in ihren Bann 
zu ziehen. Worauf deutet das hin? 
Es ist nicht zuletzt Ausdruck einer 
tiefen Krise der kapitalistischen Ge-
sellschaften. Eine Krise, die nicht nur 
materieller Natur ist. Vor allem jünge-
re Menschen stellen Fragen nach der 
Zukunft, bei denen die herrschenden 
Kräfte passen müssen. Die Linken, 
die Gewerkschaften und andere fort-
schrittliche Kräfte sind derzeit kaum 
in der Lage, zufriedenstellende Ant-
worten zu geben und Perspektiven 
anzubieten. Wir wissen, nichts bleibt 
wie es ist. Und für manche gilt der 
Satz: „Wo das Neue eine Verschlechterung 
ist, kann die Vergangenheit mehr Zukunft 
enthalten als die Gegenwart.“ Es muss ja 
auch Gründe geben, warum der re-
ligiöse Obskurantismus nicht nur in 
den USA an Bedeutung gewinnt. Der 
katholische Bischof Oster (früher bei 
Radio Charivari) stellte der Gruppie-
rung, für die Georg Mayr-Melnhof 
steht, unlängst in Passau ein dreistö-
ckiges Haus zur Verfügung, das er 
für 4,8 Millionen aufwendig umbauen 
ließ. In der Passauer Kirchenzeitung vom 
14. November wurde das Projekt vor-
gestellt unter der Überschrift: „Neue 
Heimat für Hoffnungsträger?“. Schade 
um die Jugendlichen, die sich in ei-
nen Zug begeben, der rückwärts fährt.

hd
Mehr dazu in: https://arbeiterstimme.org/

archiv/106-2021/nr-211„Die christliche 
Rechte im Aufwind“ (S.14)

* Georg Mayr Melnhof reagierte auf eine erste Anfrage (s. Zitate oben). Auf Nachfrage 
antwortete er nicht mehr.
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Putins Krieg“ gegen die Uk-
raine ist nicht nur ein regi-
onaler Konflikt oder allein 

sein Krieg. Das zeigt auch seit Jahren 
die tiefe Verwicklung der Akteure, 
die keine direkten Beteiligten an der 
Konfrontation Moskau-Kiew sind: 
USA, NATO und Europäische Union. 
Wir haben es mit einer europäischen 
und auch einer geopolitisch angeleg-
ten Auseinandersetzung zu tun. Das 
betonte noch kurz vor der russischen 
Ukraine-Invasion der deutsche Bun-
deskanzler, Olaf Scholz (SPD), als er 
in Bezug auf mögliche Folgen eines 
solchen Schrittes u. a. vor „weitrei-
chenden geopolitischen“ Konsequenzen 
für Russland warnte, ohne ins Detail 
zu gehen. Die äußeren Begründungen 
für diese Verwicklung sind jeweils 
explizit ideologischer Art: Kampf um 
(westliche) Werte, um nationale Sou-
veränität (der Ukraine) und „Selbst-
bestimmung“, um militärische Selbst-
behauptung gegen einen Aggressor, 
also „gerechten Krieg“, Kampf gegen 
„Nationalismus“ und „Faschismus“, 
wie es die russische Seite definiert. 

Die wahren Motive für den Ukraine-
Krieg und westlichen „Gegenkrieg“ 
muss man unter dieser ideologischen 
Deckelung jedoch erst herauslesen. 
Jörg Kronauer unternimmt genau 
dies in seinem neuen Buch Der Auf-
marsch – Vorgeschichte zum Krieg. Russ-
land, China und der Westen. Ein Buch 
mit Warncharakter zur rechten Zeit. 

„Die Ukraine gehört zu uns“ (also 
Europa und dem Westen), so formu-
lierte es unlängst bekenntnishaft die 
deutsche EU-Kommissions-Präsiden-
tin Ursula von der Leyen (CDU), ehe-
mals Bundesverteidigungsministe-
rin unter Ex-CDU-Kanzlerin Angela 
Merkel, in einer Rede in Brüssel. Und 
was zu einem gehört, lässt man nicht 
einfach freiwillig los. Man versucht, 
es stärker an sich zu binden, gegebe-
nenfalls einem Einfluss anderer zu 
entreißen. Andererseits spricht der 
russische Präsident von einer Ukrai-
ne, die kein eigenständiger Staat sei 
und darum eigentlich „historisch“ zu 
Russland bzw. zur Russischen Föde-
ration gehöre. So wie die Halbinsel 
Krim und die selbstproklamierten 
„Republiken“ Donezk und Luhansk 
im Donbass, die sich unter Moskaus 
Einfluss und Hilfe von der Ukraine 
separiert haben und kaum eigen-
ständige Staatssubstanz aufweisen, 
um ernsthaft Republik genannt zu 
werden. Im Donbass konzentriert ist 
bei hoher Bevölkerungsdichte (mit 
russischer Mehrheit) die ukrainische 
Schwerindustrie, dort befinden sich 
die wichtigen Kohlevorkommen des 
Landes, liegen wirtschaftlich hoch-
produktive städtische Metropolen 
mit qualifizierten Beschäftigten, be-
finden sich nicht zuletzt riesige Wei-
zenlager für den Export. Wesentlich 
ist auch die strategische Lage zwi-
schen russischer Grenze und der 
Krim. Der tiefgreifende Konflikt ist 
damit programmiert und das, wie 
Kronauer faktenreich aufzeigt, nicht 
erst seit gestern. 

Ein Krieg ist dort schon seit län-
gerem im Gang, seit der russischen 
Krim-Annexion 2014 und dem po-
litischen Umschwung der Ukraine 
nach Westen im Zuge des Maidan-
Aufstands. Es ist ein schon über Jahre 
schwelender und sich ausweitender 
bewaffneter Konflikt. Geschürt und 
vorgetrieben von West und Ost, nicht 
zuletzt auch von der Ukraine selbst. 
Der Begriff „Aufmarsch“ meint laut 
Kronauer darum beides, nicht nur 
den langfristig vorbereiteten und jetzt 
offen militärischen seitens Russlands, 
sondern auch den unverhohlen stra-
tegischen von USA-NATO und EU, 
die hinter dem Stellvertreter und 
Platzhalter Ukraine agieren. Es stehen 
einander eine vermeintlich „freie“ ge-
gen eine „unfreie“ Welt gegenüber. 
Daraus leitet die „freie“ Seite gedeckt 
vom Völkerrecht ein „rechtmäßiges“ 
Handeln ab, wenn sie dem bedrohten 
und bekriegten Land militärisch mit 
Waffen und Logistik (Aufklärung) 
und einem halben Dutzend Sank-
tions-Paketen zur Seite springt. Im 
Westen uneins ist man sich hinsicht-
lich des Ausmaßes dieser militärisch-
wirtschaftlichen Einmischung. 

Die deutsche Bundesregierung 
gerät mit der ihr unterstellten „Zu-
rückhaltung“ und ihrem „Zögern“ 
(Friedrich Merz, CDU) in parteipoli-
tische Erklärungsnot bis hin zu den 
Russland-Connections durch Reprä-
sentanten wie Ex-Kanzler Gerhard 
Schröder und Mecklenburg-Vorpom-
merns SPD-Ministerpräsidentin, Ma-
nuela Schwesig. Der nationalistische 
ukrainische Botschafter in Berlin, An-
drej Melnyk, fährt seit Kriegsbeginn 
eine persönliche Anklage-Kampagne 
gegen „kriegsunwillige“ Deutsche, 
deren Land als viertgrößter Welt-
Waffenexporteur keine oder nur sehr 
schleppend Waffen liefere und dann 
auch noch die falschen. Die Bundes-
wehr sei „blank“, formuliert es der 
Sozialdemokrat und Auswärtigen-

RezensionDer West-Ost-Aufmarsch
Jörg Kronauers Analyse einer neuen weltpolitischen Konfliktlage
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ausschuss-Vorsitzende, Michael 
Roth. Man stünde im Kriegsfall mit 
„heruntergelassenen Hosen“ da, sagt 
es ähnlich der Potsdamer Militär-
historiker, Sönke Neitzel, unlängst 
hervorgetreten mit einem Buch über 
„Deutsche Krieger“. Ehemalige hohe 
deutsche NATO-Generäle a. D, sehen 
das zwar auch so, halten sich gleich-
zeitig aber eher zurück in Bezug auf 
ein befürwortendes Plazet für die 
Lieferung „schwerer Waffen“ Made 
in Germany und warnen vor den Ge-
fahren einer eskalierenden Ukraine-
Aufrüstung.

Der in London lebende deutsche 
Buchautor Jörg Kronauer, Jg. 1968, 
Soziologe, freier Journalist, Nach-
richten-Blogger, untersucht seinen 
Gegenstand, dem es an Komplexität 
nicht fehlt, wie schon angesprochen 
unter euro- und geopolitischen, mili-
tärischen und ökonomischen Aspek-
ten. Das bedeutet auch unter Einbe-
zug noch einer weiteren Weltmacht, 
nämlich China, wenn man als ande-
re Weltmacht-Player freilich nicht 
gleichrangig die USA, Russland und 
die Europäische Union ansehen mag, 
Die eng verzahnt mit der NATO kräf-
tig mit- und sich einmischt und ein-
mal mehr den Beweis erbringt, hin-
sichtlich ihrer gegenwärtigen Rolle 
2012 den Friedensnobelpreis zu Un-
recht erhalten zu haben. Übersicht-
lich gliedert der Autor sein Thema 
in drei Kapitel: 1. Der Machtkampf 
gegen Russland, 2. Der Machtkampf 
gegen China, jeweils ergänzt durch 
eine Betrachtung „militärischer Ak-
tivitäten“. Im 3. Abschnitt widmet 
Kronauer sich dem möglichen Vor-
spiel, den diese globalen Kämpfe für 
einen absehbaren Weltkrieg haben 
könnten. 

Das neue Werk aus dem ein-
schlägig geschäftigen Programm des 
Kölner PapyRossa-Verlags (vormals 
Pahl-Rugenstein) hat 207 Seiten und 
kommt, wohl sein einziger nennens-
werter formaler Makel, bis auf gut 13 
Seiten Anmerkungen ohne weiteren 
kritischen Apparat aus, will sagen es 
fehlt eine aufgelistete Chronologie 
(Zeittafel), ein Literaturverzeichnis 
(z. T. in Anmerkungen eingearbei-
tet), ein Register und illustrierendes 
Kartenmaterial. Wenn man so will, 
ist es Kronauers bereits drittes Werk 
zum Themenkomplex nach „Allzeit 
bereit. Die neue deutsche Weltpolitik 
und ihre Stützen“ (2015) und „Meinst 

Du, die Russen wollen Krieg? Russ-
land, der Westen und der zweite Kalte 
Krieg“ (2018). 2014 erschien zum The-
ma im selben Verlag Peter Strutynski 
(Hg.): „Ein Spiel mit dem Feuer. Die 
Ukraine, Russland und der Westen“. 
Damit läge reichhaltiges Quellen- 
und Argumentationsmaterial vor, 
sich über den Gegenstand einen um-
fassenderen, vertiefenden Einblick zu 
verschaffen. Was man sich angesichts 
verbreiteter journalistischer Diskur-
soberflächlichkeit und eindimensi-
onalen Blickes bezüglich der Ursa-
chen und wahren Zusammenhänge 
des Ukrainekriegs wünschen möchte. 

China hält sich angesichts des am 
24. Februar von Russland begonnen 
Territorialkriegs gegen den Nachbarn 
Ukraine bisher als ständiges Mitglied 
im UN-Sicherheitsrat merkwürdig 
indifferent zurück. Peking weigert 
sich, zu vermitteln, beteiligt sich aber 
auch an keiner Eskalation von außen. 
Das markiert die Grundkonstellation: 
es ist als wenn sich zwei „schwarze 
Löcher“ einander näherten und ge-
genseitig zu verschlingen drohten. 
Ungeheure Fliehkräfte könnten dabei 
auf den Plan treten und freigesetzt 
werden bis hin zu einem Weltkonflikt 
mit Atombombeneinsatz. Der finale 
Punkt, an den 1962 die Kuba-Krise 
stieß, ist ohnehin schon durch die 
USA-NATO-EU-Einmischung über-
schritten, ohne dass bisher Atomwaf-
fen ins Spiel kämen. Die Meldung im 
März, Russland würde seine Atom-
macht in die zweite von vier Alarm-
stufen versetzt haben, erwies sich 
aufgrund fehlender Mobilisierungs-
anzeichen als nicht belegbar.

Dennoch gibt es den West-Ost-Mi-
litäraufmarsch mit unterschiedlichen 
Vorzeichen, den Kronauer präzise im 
Abriss seiner Stationen nachzeichnet 
und erörtert. Von der NATO unter 
dem Vorwand der (Vorne-)Vertei-
digung und Abschreckung, was im 
NATO-Jargon „Enhanced Forward 
Presence“ (gesteigerte Vorneprä-
senz) heißt. Während Russland in 
Orwellscher Neusprech-Art („Krieg 
ist Frieden“…) seinen militärischen 
Einfall in die Ukraine als „Spezial-
operation“ deklariert, die das Wort 
„Krieg“ nicht duldet und seine Ver-
wendung unter Strafe stellt. Schlacht-
feld ist die Ukraine. Eine zusätzliche 
moralisch-ethische Kategorisierung 
kommt ins Geschehen durch von den 
russischen Streitkräften in besetzten 

und geräumten Zonen vor allem 
um Kiew, aber auch anderswo mut-
maßlich und tatsächlich begangene 
Kriegsverbrechen an ukrainischer 
Zivilbevölkerung und Infrastruktur 
(Raketen- und Mörserangriffe auf 
Wohngebiete, Schulen, Krankenhäu-
ser, Sozialeinrichtungen, willkürli-
ches Erschießen von Zivilisten, Folter, 
Vergewaltigung usw.).

Dies spielt als Argument gegen 
Moskau in einer hoch emotionali-
sierten, moralisierenden Weise eine 
zentrale Rolle bei der ideologischen 
Deckelung westlichen Waffen-Enga-
gements gegen Kriegsgrausamkeit 
und Unmenschlichkeit, als gäbe es 
so etwas wie den sauberen, huma-
nitären, weil „gerechten“ (Männer-)
Krieg. Doch das Kriegsrecht ist nicht 
(oder noch nicht) Kronauers Thema, 
Sein Buch wurde kurz nach Kriegs-
beginn fertig. Dass man den NATO-
Aufmarsch seit vielen Jahren immer 
näher an Russlands Westgrenze als 
gegeben und provokante Tatsache 
ansehen muss, versteht sich spätesten 
seit 2008, als zwischen Georgien und 
Russland ein kurzer Krieg stattfand, 
bei dem sich Moskau als Antwort 
auf russisch mit provozierte georgi-
sche „Provokation“ die georgischen 
Gebiete Abchasien im Westen und 
Südossetien im Osten quasi einver-
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leibte und seither besetzt hält bzw. im 
Fall Südossetiens jetzt annektiert hat. 
Auch Georgien versuchte, NATO-
Mitglied zu werden.

Im Jahr zuvor hielt Präsident Pu-
tin bei der Münchner Sicherheitskon-
ferenz seine denkwürdige Rede, mit 
der er eine scharfe Wendung weg 
von Understatement mit dem Westen 
vollzog und sich mehr auf eine eige-
ne regionalstrategische Rolle besann. 
Gegen den NATO-Vortrieb nach Nor-
den, Osten und den Süden Europas 
setzt Russland an seinen (West-)Gren-
zen auf Festlegung und Erweiterung 
von Einfluss- und Sicherheitszonen 
in angestammten Bereichen, was für 
Präsident Putin so viel bedeutet wie 
die Rekonstruktion Russlands in so-
wjetischer Territorialität von vor 1989 
(„Putin-Doktrin“). Notfalls und wie 
man an der Ukraine sieht, auch mit 
militärischer Gewalt. Hier hat man 
vom Westen sträflich das zu unter-
lassen versäumt, was der profunde 
UdSSR-Kenner, US-Diplomat und 
Schöpfer der Containment-Strategie 
(Eindämmung) nach 1945 gegenüber 
der Sowjetunion, George F. Kennan, 
in einem New York Times-Artikel von 
1997 als „größten Fehler“ des Wes-
tens bezeichnete, würde er jetzt eine 
massive NATO-Osterweiterung be-
treiben. Und man unterließ es, sich 
diplomatisch wie politisch ernst-
haft an die Vereinbarung einer ge-
meinsamen europäisch-eurasischen 
Sicherheitskonzeption zu machen. 
Das sind die beiden zu beklagenden 
Kardinalversäumnisse des Westens, 
die nun alles überlagern, weshalb es 
auch fehlgreift, einseitige Schuldzu-
weisungen an die Adresse Moskaus 
zu richten.

Die globale „Einkreisung“ Russ-
lands und „Einhegung“ Chinas ist, 
auch wenn dies westliche Medien 
und vorherrschende transatlantische 
Sichtweisen nicht zugeben wollen, 
nicht zu übersehen. Von Nordmeer 
und Grönland (US Atom-U-Boote, 
US-Stützpunkt Thule) über die Ach-
se Skandinavien (NATO Nord) mit 
Schweden und Finnland als zu er-
wartenden NATO-Neulingen, NA-
TO-Mitte, Polen und Baltikum, über 
Balkan-Südeuropa, die Türkei, die 
atomstrategischen US-Trägerflotten 
im Mittelmeer, Arabischen Meer 
(Golf) und den strategischen US-
Luftwaffenstützunkt Diego Garcia 
im Indischen Ozean bis zur Pazifik-

trägerflotte der USA (ca. 40 Kriegs-
schiffe, darunter zwei Atom-Flug-
zeugträger) im Verbund mit den 
Militär-Partnern Australien, Taiwan, 
Südkorea und Japan. Zusammen 
bildet dies einen nahezu lückenlo-
sen Bewachungs- und Bedrohungs-
Cordon. China erhebt territoriale 
Ansprüche auf das Südchinesische 
Meer (Militärstützpunkte auf einzel-
nen Inseln) und Taiwan (National-
China) und ist eng verbunden mit 
den Atomwaffenbesitzern Nordkorea 
und Pakistan. Ferner betreibt es eine 
ökonomisch offensive Strategie mit 
seiner „Neuen Seidenstraße“ und 
ist dabei, verstärkt in Afrika Fuß zu 
fassen, handels- und entwicklungs-
mäßig, aber auch mit ersten Militär-
stützpunkten wie am Golf von Aden 
(arabischer Ministaat Dschibuti mit 
strategischer Schlüssellage zum Ro-
ten Meer). Russland hat hier außer 
der Pro-Assad-Connection in Syrien 
nichts Vergleichbares aufzubieten, 
wodurch es abgesehen von seiner 
Atommacht eine globale Gefahr dar-
stellen könnte. Das arbeitet auch Kro-
nauer klar heraus, ebenso wie er die 
Rolle Chinas schon eingehend ana-
lysierte in seinem Buch „Der Rivale. 
Chinas Aufstieg zur Weltmacht und 
die Gegenwehr des Westens“ (VSA, 
Hamburg 2019).

Russland, das die NATO zusätz-
lich „dauerhaft schwächen“ und 
kriegsführungsuntauglich machen 
möchte, befindet sich in einer defen-
siven Weltlage und kann eigentlich 
ökonomisch nicht auf mehr bauen 
als sein fossiles Energiepotenzial 
in reicher Oligarchen-Hand. Aus 
dessen Einbindung sich westliche 
Nationen, besonders Deutschland 
(Nordstream-Gaspipeline, Erdöllie-
ferungen), zu lösen suchen und dies 
zugleich mit Sanktionen gegen Mos-
kau verbinden. Deren Auswirkungen 
sich gerade in einer Hyper-Inflation 
in Roll-back-Manier in westlichen 
Ländern abzeichnet. Die freilich 
noch zusätzlich verstärkt werden 
durch massive Verschuldung auf-
grund beschlossener Militäraufrüs-
tung in 100-Milliarden-Euro Größe 
(„Sondervermögen“ = Sonderschul-
den) und deutliche Erhöhung des 
jährlichen Militärbudgets. Wodurch 
Deutschland bald auf die 70-Mil-
liarden-Marke zusteuert bei den 
jährlichen Verteidigungsausgaben 
und damit gleichzöge mit Russland, 

das gegenwärtig laut SIPRI-Institut 
Stockholm etwa 65 Milliarden Dollar 
für sein Militär ausgibt.

Im dritten Buchabschnitt („Auf 
dem Weg in den Weltkrieg?“) begibt 
sich Kronauer u. a. auf spekulativ-
düstere Science-Fiction-Pfade und 
zitiert Passagen und Aussagen aus El-
liot Ackerman, James Stavridis: „2034 
A Novel of the Next World War“ 
(New York 2021). Im Eingangskapitel 
schildern die beiden Militärautoren, 
der eine Angehöriger des U.S. Mari-
ne Corps in Kampfeinsätzen in Af-
ghanistan, der andere Ex-U.S. Navy-
Admiral, den Beginn eines Krieges 
zwischen den USA und China. Schon 
Anfang der 1980er Jahre während 
des Konflikts um die Atomraketen-
Stationierung in Europa zwischen 
West- und Ostblock, veröffentlich-
te der britische Ex-General Sir John 
Hackett seine fiktive Roman-Studie 
„Welt in Flammen. Der Dritte Welt-
krieg. Schauplatz Europa“ (1983). In 
dem das Szenario eines Atomkriegs 
auf dem europäischen Kriegsschau-
platz ausgebreitet wird. Der Publizist 
und damals Redakteur des Magazins 
The New Yorker, Jonathan Schell, lie-
ferte die weit bekannter gewordene, 
bedrückende Studie „Das Schicksal 
der Erde. Gefahr und Folgen eines 
Atomkriegs“ (1982), wofür er viele 
Naturwissenschaftler und Mediziner 
hinsichtlich der nuklearen Folgeschä-
den für Mensch, Umwelt und Natur 
interviewt hatte. Das Buch wurde zu 
einer Art Katastrophen-„Bibel“ der 
neuen Friedensbewegung.

An große Kriege hat sich die 
Menschheit im ausgehenden 20. Jahr-
hundert nach Afghanistan I und II, 
Falkland, Irak I und II, Jugoslawien, 
Syrien beinahe schon „gewöhnt“. 
Der fiktiven Szenarien bedarf es bei 
so viel Krieg in „Echtzeit“ weniger. 
Jörg Kronauer vertritt die These von 
einem „neuen Kalten Krieg“ und be-
zieht sich vor allem auf neue West-
Ost-Konfrontationen in einem glo-
balen Machtkampf. Doch entspricht 
dies der Realität? Wesentlicher Un-
terschied zu früher ist, dass es nicht 
mehr um eine bipolare, systemgegen-
sätzliche Blockkonfrontation geht, 
sondern eine multipolare Auseinan-
dersetzung zwischen vier konkurrie-
renden kapitalistischen Welt-Mäch-
ten (USA, Russland, EU, China) mit 
zudem in deren Schatten neben den 
G7-Staaten und Israel national ope-
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bel auf den sowjetischen Totalitaris-
mus, Der Politsatiriker Orwell gei-
ßelte damit jedoch jeden modernen 
Totalitarismus, auch den westlichen. 
Hintergrund für die Erzählung vom 
„Großen Bruder“ und seiner Dikta-
tur über die Köpfe und Herzen der 
Menschen und die „Wahrheit“ ist 
ein permanenter Weltkrieg zwischen 
den Mächten Ozeanien (mit USA 
und Großbritannien), Eurasien und 
Ostasien, die einander fortlaufend 
bekriegen, ohne dass es Sieger und 
Besiegte oder ein absehbares Kriegs-
ende gäbe. Dies könnte viel eher eine 
nahe Zukunft abbilden, kein Kalter 
Krieg, sondern eine heiß gelaufene 
Dauerkonfrontation zwischen meh-
reren beteiligten Seiten. Dazu wäre 
der Krieg in der Ukraine mit seinen 
vielen Beteiligten, die ihn am Leben 
halten, nur der „Prolog“.

EK/HB, 9. Juni 2022

Jörg Kronauer: Der Aufmarsch – Vorge-
schichte zum Krieg. Russland, China und 

der Westen. PapyRossa Verlag, Köln 2022, 
207 S., 14,90 € |

rierenden zwölf „neuimperialisti-
schen Ländern“ Mexiko, Brasilien, 
Argentinien, Südafrika, Türkei, Sau-
di-Arabien, VAE, Katar, Iran, Indien, 
Indonesien, Südkorea (siehe Stefan 
Engel: „Über die Herausbildung der 
neuimperialistischen Länder“, 2017). 
Angemessener wäre von „Weltord-
nungskrieg“ (R. Kurz) oder -kon-
flikt zu sprechen. Auch Deutschland 
geht „weltpolitisch verantwortlich“ 
auf große Fahrt gegen China und 
entsandte 2021 in Wiederbelebung 
alter kaiserlicher „Kanonenboot-Di-
plomatie“ eine Marine-Fregatte, um 
in der „Indo-Pazifik“-Region Flagge 
zu zeigen. Außenamt und Verteidi-
gungsexperten erstellten ein neues 
strategisches „Indo-Pazifik-Papier“, 
das auch militärische Aspekte mit-
einbezieht.

Vielmehr drängt sich der Ver-
gleich auf mit einer anderen älteren 
Utopie: „1984“ des englischen Sozia-
listen, Schriftstellers und ehemaligen 
Spanien-Brigadisten 1936/37, George 
Orwell. Das Buch entstand am Ende 
von Orwells Leben 1948, und man 
verstand darunter immer eine Para-
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Anfang der 80er Jahre des 
letzten Jahrhunderts traf 
der damals jugendliche 

Rezensent in der alten Friedensbe-
wegung auf ein paar Mitglieder einer 
kleinstädtischen Grundeinheit der 
DKP. Sie wiesen den Vorwurf, nur 
der verlängerte Arm Moskaus zu sein, 
mit einem überraschenden Argument 
zurück: den inhaltlichen Differenzen 
zwischen der Landreform während 
der Zeit der Sowjetischen Militärre-
gierung und der späteren Zusammen-
fassung der Neubauern in LPGs1 nach 
der Gründung der DDR.

Sie leiteten daraus ab, keine Un-
terscheidung zwischen DKP und SED 
machend, dass deutsche Kommunis-
ten sehr wohl ihre eigene Agenda 
haben, und diese notfalls auch gegen 
Moskau durchsetzen. Das ließ einen 
sprachlos zurück. Bisher war man der 
Ansicht, dass alle Kommunisten das 
gleiche Programm verfolgen. Dazu 
sollte auch die Kollektivierung des 
Bodens gehören. Die Argumentation 
der DKPler stand auch in diametra-

lem Gegensatz zu allen Erklärungen 
von rechts bis links, einschließlich der 
offiziellen DKP-Position, was in den 
Nachkriegsjahren in der Sowjetischen 
Besatzungszone und später in der 
DDR geschehen sei. Im Allgemeinen 
wurde die Gründung der LPGs als 
zwangsläufige Folge der Blockkon-
frontation gesehen. Ein selbstständi-
ges Handeln von Kommunisten aus 
der alten KPD kam da nicht vor.

Die Gründe für diese widersprüch-
liche Entwicklung hat jetzt Heiner 
Karuscheit in seiner Untersuchung 
Sozialismus ohne Basis. Arbeiter-
schaft und Sozialismus in der DDR 
dargelegt. Bevor wir uns dem Inhalt 
zuwenden, muss zuerst der Autor 
vorgestellt werden.

Karuscheit kommt aus der west-
deutschen ML-Bewegung. Nach deren 
Zerfall wurde er Redakteur der Zeit-
schrift Aufsätze zur Diskussion (AzD). 
Sie war das Organ der Gruppe Neue 
Hauptseite Theorie (NHT). Deren Ziel 
war eine kritische Beschäftigung mit 
der ML-Bewegung auf marxistischer 
Basis.

Die NHT ist zerfallen, aber die AzD 
erscheinen noch heute. Dort versucht 
man auf wissenschaftlichem Niveau 
den Marxismus zu verteidigen und 
weiterzuentwickeln. Diese publizisti-
schen Aktivitäten laufen in der Regel 
unterhalb des Radars der etablierten 
linken Publikationen ab. Doch im Jahr 
2013 tauchte Karuscheit mit seinem 
Buch zum Ersten Weltkrieg2 wie der 
sprichwörtliche Phönix aus der Asche 
auf. Die Tageszeitung junge Welt veröf-
fentlichte auf ihrer Themenseite sogar 
einen Vorabdruck.

Diese Schrift war der Beginn einer 
Reihe von Veröffentlichungen, zum 
Teil in Zusammenarbeit mit anderen 
Autoren, zu Fragen der deutschen und 
russischen Geschichte am Ende des 19. 
und Anfang des 20. Jahrhunderts. Auf 

den Ergebnissen dieser Arbeiten baut 
das hier besprochene Buch auf.

Karuscheit vertritt Positionen, die 
den traditionellen linken Sichtweisen, 
besonders solchen, die aus der Tradi-
tion des Spartakusbundes/KPD/SED 
kommen, zuwiderlaufen. Das gilt 
ganz besonders für sein Buch zum 
Ersten Weltkrieg. Dort finden sich fol-
gende Thesen:
• Mit der Reichsgründung von 1871 

wurde Deutschland nicht zu einem 
bürgerlichen Staat. Die Aufgaben 
der gescheiterten Revolution von 
1848 harrten damit immer noch ih-
rer Erledigung. Die damalige SPD 
und ihr linker Flügel betrachteten 
das Kaiserreich aber als bürgerli-
chen Staat, ohne das jemals näher 
untersucht zu haben. Daher gab es 
für sie als nächsten Schritt in der 
geschichtlichen Entwicklung nur 
den Sozialismus.

• Die SPD des Kaiserreichs hat kei-
nen Prozess der Verbürgerlichung 
durchlaufen, sondern eine Ver-
preußung. Das war die Folge da-
von, dass sie sich nicht in einen 
bürgerlichen Staat integrierte, son-
dern in den militärisch fundierten 
preußischen Obrigkeitsstaat.

• Der wesentliche Grund für den 
Ausbruch des 1. Weltkriegs lag 
nicht in der Konkurrenz zwischen 
den imperialistischen Ländern. 
Ausschlaggebend waren die in-
nenpolitischen Verhältnisse in 
Deutschland. Die Klasse der Jun-
ker wollte mit einem Erfolg auf 
dem Schlachtfeld ihre Stellung als 
die das Land dominierende Klas-
se wieder festigen. Der Reichs-
gründungskompromiss zwischen 
Bourgeoisie und Junkertum war 
1909 zerbrochen.

• Aufgrund der Fehleinschätzung 
der Gesellschaft, in der sie wirkte, 
ging der linke Flügel der Arbei-

RezensionSozialismus ohne Basis
Arbeiterschaft und Sozialismus in der DDR

1. Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft
2. Heiner Karuscheit, Deutschland 1914. Vom Klassenkompromiss zum Krieg., Hamburg 2014
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terbewegung während der No-
vemberrevolution von falschen 
Voraussetzungen aus. Er kämpfte 
für die Einführung des Sozialismus 
und nicht für die Vollendung der 
Revolution von 1848. Das isolierte 
ihn von der Gesellschaft. Seine Zie-
le waren nicht einmal in der Arbei-
terklasse mehrheitsfähig.

• Die Novemberrevolution war da-
her eine gescheiterte bürgerliche 
Revolution. Im Gegensatz dazu 
betrachtete sie die KPD der Zwi-
schenkriegszeit als gescheiterte 
sozialistische Revolution.
Diese Positionen stoßen innerhalb 

der kommunistischen Bewegung auf 
Ablehnung. Daher wäre es nützlich 
gewesen, wenn einer der emeritierten 
Hochschullehrer, die in linken Publi-
kationen veröffentlichen, eine Kritik 
des Buches vorgenommen hätte. Ein 
Fachhistoriker sollte seine Thesen mit 
der gleichen Gründlichkeit widerle-
gen oder bestätigen, wie es Karuscheit 
mit dem fraglichen Abschnitt der 
deutschen Geschichte gemacht hat. 
Das ist nach Wissen des Rezensenten 
nicht passiert.

Daher setzt Sozialismus ohne Basis 
die aufgeführten Thesen als gegeben 
voraus. Der Text beginnt mit dem 
Aufruf des Zentralkomitees der KPD 
vom Juni 1945, worin sich folgende 
programmatische Aussage findet: 
„Mit der Vernichtung des Hitlerismus 
gilt es gleichzeitig, (…) die Sache der 
bürgerlich-demokratischen Umbildung, 
die 1848 begonnen hat, zu Ende zu füh-
ren…”. Für Karuscheit bedeutet das 
„eine vollständige Abwendung von der 
bis dahin verfolgten Revolutionsstrate-
gie der KPD”. Diese Kehrtwendung 
erfolgte nicht ganz freiwillig. „Bereits 
1938 hatte der ‚Kurze Lehrgang der Ge-
schichte der KPdSU (B)‘ verlautbart, dass 
die Novemberrevolution in Deutschland 
keine sozialistische, sondern eine unvoll-
endete bürgerliche Revolution gewesen 
sei”.4 Diese Linienänderung stieß an 
der Basis auf Widerstand, sie wurde 
aber nicht diskutiert. Ebenso wenig 
beschäftigte man sich mit der linksra-
dikalen Politik der KPD in der Zwi-
schenkriegszeit. Auch stellte man sich 
nicht die Frage, „mit welcher Politik es 
dem Nationalsozialismus gelungen war, 
die Mehrheit der Arbeiterschaft bis zum 
Schluss an die ‚Volksgemeinschaft‘ zu 
binden?” Die vorherrschenden Ein-

stellungen legten „die unausgesproche-
ne Schlussfolgerung nahe, dass die Partei 
die Rolle eines Vormundes übernehmen 
musste, um ein irregeleitetes Proletariat 
umzuerziehen.”

Da die deutschen Kommunisten 
nicht aus eigener Kraft an die Schalt-
stellen der staatlichen Macht gelangt 
waren, mussten sie sich den Vorgaben 
aus Moskau fügen. Das bedeutete aber 
nicht, dass sie damit ihre Ziele aufge-
geben hätten. Ihnen spielte in die Hän-
de, „dass die aus Moskau kommenden Di-
rektiven in unterschiedliche Richtungen 
wiesen.“ Das lag an „unterschiedlichen 
Auffassungen über die zu verfolgende Au-
ßen- und Revolutionspolitik”.

Diese Richtungen bezeichnet Karu-
scheit als Defensiv- und Offensivstra-
tegie. „Stalin vertrat eine vorsichtig-
defensive Konzeption.” Die Vertreter 
dieser Richtung betrachteten die er-
forderlichen Rüstungsanstrengungen 
bei einer offensiven Politik als Gefahr 
für den wirtschaftlichen Wiederauf-
bau. Sie setzten daher auf ein neutra-
les bürgerliches Gesamtdeutschland. 
Im Rahmen dieser Politik wurde mit 
der Bodenreform in der Sowjetischen 
Besatzungszone  die Klasse der ostel-
bischen Gutsbesitzer entmachtet. Zu 
dieser Linie gehört auch die Stalin-
Note vom März 1952. Sie hätte eine 
Wiedervereinigung Deutschlands 
zu Bedingungen erlaubt, wie sie Ös-
terreich akzeptiert hat. Damit wäre 
Deutschland zu einem neutralen 
Staat zwischen dem sich bildenden 
westlichen Bündnis und der UdSSR 
geworden.

Die Vertreter der Offensivstrategie 
waren überzeugt von der prinzipi-
ellen Überlegenheit des Sozialismus 
und einer gleichzeitigen Verschär-
fung der Krise des Kapitalismus. Sie 
gingen davon aus, dass Konzessionen 
das imperialistische Lager nur aggres-
siver machen würde. Diese Richtung 
wünschte „eine rasche Umgestaltung der 
Sowjetischen Besatzungszone Deutsch-
lands nach sowjetischem Vorbild”. Diese 
Fraktion vertrat ähnliche Vorstellun-
gen wie die Kommunisten in der SED.

Daher reagierte die Führung der 
SED auf die Stalin-Note mit dem So-
zialismusbeschluss vom Juli 1952. Ihr 
war klar, dass sie eine Wiedervereini-
gung zu einer Oppositionspartei ma-
chen würde. Mit dem Sozialismusbe-
schluss lieferte sie den Gegnern der 

Stalin-Note im Westen die Argumente, 
den Vorschlag der UdSSR abzuleh-
nen. Damit vertiefte sie „die Spaltung 
Deutschlands vom Osten her”. Hier kam 
die Agenda der deutschen Kommu-
nisten zum Tragen, die immer noch 
ihrer linksradikalen Linie folgten. 
Auch sie wurden von einem großen 
historischen Optimismus getragen. 
Sie erwarteten, dass eine erfolgrei-
che Entwicklung des Sozialismus die 
Menschen von seiner Überlegenheit 
überzeugen werde.

Doch das war Wunschdenken. 
Da dieses System den Menschen von 
oben oktroyiert wurde, machten sie es 
nicht zu ihrer Sache. Wie man an Cuba 
und Venezuela sehen kann, sind Men-
schen bereit, für den Sozialismus viel 
zu erdulden. Doch müssen sie dafür 
zuerst den Sozialismus zu ihrer Sache 
machen.

Genau entgegengesetzt verhielten 
sich die Menschen in der DDR. Ihre 
Arbeitsmoral war schlecht. Sie verlie-
ßen die DDR und gingen in den kapi-
talistischen Teil Deutschlands, wo ein 
höheres Konsumniveau auf sie warte-
te. Am Ende kam es wegen einer Ak-
korderhöhung zum Arbeiteraufstand 
vom 17. Juni 1953.

„Damit gab die Arbeiterschaft die Ant-
wort auf den ihr übergestülpten Sozialis-
musbeschluss ein Jahr zuvor – die Herr-
schaft der SED war am Ende. Sie wurde 
damals noch einmal durch das Eingreifen 
der sowjetischen Armee gerettet …”.

Mit dem Eingreifen in der DDR 
war der Machtkampf in Moskau ent-
schieden und die Parteilinke stellte 
die Weichen für die weitere Entwick-
lung der UdSSR. Wie wir heute wis-
sen, begann damit der Marsch in den 
Abgrund.

In der DDR führten die Ereignisse 
von 1953 zu einer absurden Situation. 
„Auch wenn die Rebellion der Arbeiter am 
17. Juni 1953 gescheitert war, hing die Er-
fahrung ihres Aufstandes wie ein Damok-
lesschwert über der SED und verschaffte 
den Arbeitern … strukturelle Macht, alle 
wiederkehrenden Anläufe, das Leistungs-
prinzip in der Produktion durchzusetzen, 
zum Scheitern zu bringen. Kaum meldete 
das MfS das leiseste Murren der Unzufrie-
denheit, ließ die SED das Vorhaben fallen 
wie eine heiße Kartoffel.”

In der DDR war die Arbeiterklasse 
also doch an der Macht, wenn auch 
nicht im Sinne von Kommunisten. 
Solche Verhältnisse kann man gele-
gentlich auch in bürgerlich-kapitalis-4. Alle nicht nachgewiesenen Zitate sind dem besprochenen Buch entnommen.



30 Sommer 2022Arbeiterstimme Nr. 216

tischen Staaten beobachten. Sobald 
strategisch wichtige Teile der Arbeiter-
klasse beginnen ihre Unzufriedenheit 
zu äußern, geben die Herrschenden 
sofort nach.

Die Rote Armee hatte die Herr-
schaft der SED gesichert. Daher 
musste ihre Herrschaft enden, als die 
UdSSR dazu nicht mehr bereit war. 
So ist es dann auch gekommen. Für 
Karuscheit kehrte damit „die von der 
KPD/SED 1918/19 ebenso wie 1952/53 
negierte bürgerliche Revolution 1989/90 
zurück”. Er sieht das als eine positive 
Entwicklung. Diese Revolution „schob 
einen Klotz beiseite, der dem gesellschaft-
lichen Fortschritt im Wege stand”. Ohne 
dem Verschwinden dieses Klotzes war 
und ist, seiner Ansicht nach, „kein neu-
er Anlauf zur Ablösung der bürgerlichen 
Ordnung durch eine assoziierte Gesell-
schaftsordnung möglich”.

Diese Ansicht wird vielen nicht 
behagen. Doch letztendlich muss man 
sich dieser Sicht anschließen. Der So-
zialismus kann nur durch einen frei-
willigen Akt, im Rahmen der jeweili-
gen historischen Möglichkeiten, ein-
geführt werden. Mit Direktiven von 
oben geht das nicht, schon gar nicht, 
wenn sie von der Basis abgelehnt 
werden. Greift man zu solchen Maß-
nahmen, untergräbt man die eigenen 
intellektuellen Grundlagen.

Das kann man auch am weiteren 
Lebensweg der eingangs erwähnten 
DKPler sehen. Nach dem Fall der 
Mauer ging einer zur SPD. Ein anderer 
hat sich später im Rahmen der Links-
partei dafür entschuldigt, Mitglied 
der DKP gewesen zu sein. Das sind 
keine guten Voraussetzungen, dass 
sich Menschen wieder an den Schrif-
ten von Marx und Engels orientieren, 
wenn sie mit ihren Lebensbedingun-
gen unzufrieden sind.

Titel und Titelbild lassen einen 
zähen Text in der Art von SED-Doku-
menten erwarten, doch das Gegenteil 
ist der Fall. Das Buch liest sich überra-
schend gut. Ihm ist eine weite Verbrei-
tung zu wünschen, auch wenn man 
sich den Standpunkten des Autors 
nicht anschließen möchte. Man erfährt 
darin viel Neues aus den internen 
Diskussionen in der UdSSR und SED.

Emil Berger

Sozialismus ohne Basis. Arbeiterschaft und 
Sozialismus in der DDR. verlag am park 

Berlin, 2021, 184 Seiten, 15,- €

Im Schlussabschnitt dieses Artikels 
beschäftigt sich der Autor mit Themen, 
„die als über jede Klassenfrage hinausge-
hende, als Menschheitsziele verstanden“ 
werden, genauer: mit „Klimaverände-
rungen“ und „sonstigen ökologischen 
Fragen“. Er stellt fest, dass es innerhalb 
der Linken (sowohl als „Umfeld aller 
linken Strömungen“ als auch als „Par-
tei Die Linke“ verstanden) zwei An-
sätze gibt: Der erste legt den Schwer-
punkt auf Sozialpolitik und klassische 
Arbeiter:innen-Themen, der zweite 
„eher auf Umwelt, Klima und Identitäts-
politik“. Zum Schluss der weiteren Aus-
führungen zu politischen, kulturellen 
etc. Differenzen und Mentalitäten legt 
er dar, dass diese Strömungen (sozial 
bzw. ökologisch orientiert) „oft nicht 
zu einer gemeinsamen Sprache, nicht zu 
einer gemeinsamen Sichtweise der Dinge 
und deshalb auch nicht zu einer gemein-
samen politischen Strategie“ finden. Im 
folgenden werden im Artikel leider 
weiterhin nur Gründe angeführt, wa-
rum es unter gegenwärtigen Verhält-
nissen so schwierig ist, diese Gräben 
zu überwinden. Es fehlt, so meine ich, 
an der Erörterung, wie aus diesem Di-
lemma herauszukommen ist und wie 
es gelingen kann, soziale und ökologi-
sche Fragen als Klassenfragen, die sie 
sind, zusammenzuführen, anstatt sie 
gegeneinander zu stellen.

Daher erlaube ich mir, einen Ab-
schnitt aus meiner Buchbesprechung 
zu Klaus Dörre, Die Utopie des Sozia-
lismus, Kompass für eine Nachhaltig-
keitsrevolution aus Arbeiterpolitik 1/2 
2022 zu zitieren. Damit soll gezeigt 
werden, dass es ein Bewusstsein über 
den Zusammenhang sozialökologi-
scher Themen und praktische Versu-
che der Umsetzung in Betrieben und 
Gewerkschaften durchaus gibt:

„Ein Beispiel für solche Zusammen-
arbeit auf Betriebsebene bietet das Bosch-
Werk in München. Dort will seit einem 
Jahr die Geschäftsführung das Werk schlie-
ßen und die Produktion nach Tschechien 
und Brasilien verlagern. Als Begründung 
dient die bevorstehende Umstellung vom 
Verbrenner zur Elektromobilität. Beleg-
schaft, Betriebsrat und IG Metall wiesen 
diese Begründung zurück: ‚Klima und 
Arbeitsplätze müssen zusammengehen!‘, 
‚Werk erhalten, Produktion umstellen!‘, 

‚Wir werden kämpfen!‘, ‚Gemeinsam ge-
gen Entlassungen und Klimawandel!‘ 
lauteten Parolen am Bosch-Solidaritätstag 
am 19. November und bei anderen Gele-
genheiten. In Wahrheit, so der Betriebs-
ratsvorsitzende Giuseppe Ciccone, wolle 
der Konzern nur seinen Profit steigern. 
Klimaschützer:innen von Fridays for Fu-
ture, Antikapitalistisches Klimatreffen, 
Klassenkampf und Klimaschutz, DIDF-
Jugend, Zukunft erkämpfen, Münchner 
Gewerkschaftslinke und anderen Gruppen 
sind auch dabei. Beschäftigte und Klimabe-
wegte kämpfen gemeinsam.

Ein Beispiel für eine ganze Tarifrunde 
war die gemeinsame Kampagne von FfF 
und ver.di zur Tarifrunde im Öffentlichen 
Nahverkehr 2020 (die Rosa-Luxemburg-
Stiftung hat eine Broschüre dazu heraus-
gegeben). Die zentralen Ziele, ein einheit-
licher bundesweiter Manteltarifvertrag für 
den ÖPNV und durchgreifende Verbesse-
rungen der Löhne und Arbeitsbedingun-
gen der Beschäftigten, wurden zwar nicht 
erreicht. Aber die Solidarität und Zusam-
menarbeit zwischen Klimabewegten und 
Streikenden in ca. 30 Städten waren eine 
wichtige Etappe in dieser Entwicklung. 
Es ging auch hier wieder darum, nicht die 
soziale und die ökologische Frage gegen-
einander auszuspielen (schon gar nicht 
vom kapitalistischen, aber auch nicht vom 
rein gewerkschaftlichen Standpunkt aus), 
sondern die Gemeinsamkeiten zu suchen: 
Fridays for Future (FfF) haben Interesse an 
der Aufwertung des ÖPNV wegen Klima-
schutz, Busfahrer:innen desgleichen wegen 
der Würdigung ihres Berufes, der Verbes-
serung ihrer Einkommen und Arbeitsbe-
dingungen. Deshalb gingen FfF-Leute zu 
den Streikposten, um Kampfformen der 
Busfahrer:innen kennen zu lernen, mit 
ihnen ins Gespräch zu kommen und sie 
zu unterstützen. Das gilt zwar vorläufig 
wohl nur für eine Minderheitsfraktion der 
FfF, aber immerhin. Die Erkenntnis bei 
den Beteiligten war wie bei Bosch: ‚Nur 
Arbeiter:innen können Klimaschutz her-
beiführen.‘“

F/HU, 31. März 2022

Die Buchbesprechung findet sich im Internet un-
ter: https://arbeiterpolitik.de/2022/01/die-utopie-
des-sozialismus-kompass-fuer-eine-nachhaltig-

keitsrevolutionvon-klaus-doerre/
die Broschüre unter https://www.rosalux.de/pub-

likation/id/44712/mein-pronomen-ist-busfahrerin.

Leserbrief zu „Klassenanalyse: eine 
Aktualisierung, Teil II“ aus Arbeiterstimme Nr. 215
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Seenotrettung vor Gericht: Anklage

Am Samstag, 21. Mai 2022 
beginnt im italienischen 
Trapani der bisher größ-

te Prozess gegen die Seenotrettung. 
Nach fünf Jahren Ermittlungen 
drohen vier Crewmitgliedern aus 
Deutschland bis zu 20 Jahre Haft, 
weil sie dabei geholfen haben, mehr 
als 14.000 Menschen im Mittelmeer 
vor dem Ertrinken zu retten. In dem 
Verfahren klagt die Staatsanwalt-

schaft insgesamt 21 Personen, eine 
Reederei und zwei Nichtregierungs-
organisationen an. Der Vorwurf: 
„Beihilfe zur irregulären Einreise“. 
Im Falle einer Verurteilung drohen 
den Angeklagten zudem Strafforde-
rungen in Millionenhöhe.

Ab Juli 2016 begannen Freiwil-
lige sich mit dem eigens gekauften 
Schiff Iuventa an Such- und Ret-
tungsaktionen im zentralen Mittel-
meer zu beteiligen und Menschen 
aus Seenot in sichere europäische 
Häfen zu bringen. Nach mehre-
ren Versuchen der Kriminalisie-
rung der Seenotrettung wurde die 
Iuventa im August 2017 von der 
italienischen Staatsanwaltschaft be-
schlagnahmt. Dabei wurden zudem 
Ermittlungsverfahren gegen meh-
rere Besatzungsmitglieder*innen 
eingeleitet.

In der am Samstag beginnenden 
nicht-öffentlichen Vorverhandlung 
wird entschieden, ob die Anklage 
fallen gelassen oder ein möglicher-
weise jahrelanger Prozess gegen die 
Seenotretter*innen eingeleitet wird. 
Verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen und antirassistische 
Gruppen haben für den Tag be-
reits Proteste angekündigt. Auch 

in Deutschland gibt es seit Wochen 
Solidaritätsveranstaltungen und 
-aufrufe.

Anja Sommerfeld vom Bundes-
vorstand der Roten Hilfe e. V. for-
dert eine sofortige Einstellung des 
Verfahrens und ein Ende der Krimi-
nalisierung der Seenotrettung. „Die 
Crew der Iuventa wollte nicht länger 
tatenlos zuschauen, wie Menschen 
im Mittelmeer ertrinken und ster-
ben. Wegen der Rettung von Men-
schenleben angeklagt zu werden, ist 
eine Farce. Mit ihrem mutigen Ein-
satz haben die Iuventa und andere 
Seenotretter*innen die Humanität 
gezeigt, die die EU und ihre Regie-
rungen an den europäischen Außen-
grenzen vermissen lassen.“

Die Rote Hilfe unterstütze alle, die 
dafür kämpfen, dass Menschenrech-
te für alle gleichermaßen gelten und 
ist solidarisch mit den Angeklagten 
im Iuventa und anderen Verfahren, 
sagt Sommerfeld. „Seenotrettung ist 
kein Verbrechen, sondern angesichts der 
menschenverachtenden Asylpolitik der 
Europäischen Union dringend notwen-
dig. Wir versichern allen, die deswegen 
jetzt von Repression betroffen sind unsere 
Solidarität.“

20. 5. 2022, Rote Hilfe e.V.

Gestern fand eine weitere 
Anhörung im Fall gegen 
die Iuventa Crew und wei-

tere Angeklagte wegen des Vorwurfs 
der Beihilfe zur illegalen Einreise statt 
- nun sind die Vorverhandlungen 
aufgrund schwerer Verfahrensfeh-

Vorverhandlungen aufgrund schwerer 
Verfahrensfehler pausiert

gegen die Iuventa Crew
Presseerklärung der Roten Hilfe e.V.

ler der Staatsanwaltschaft ausgesetzt 
worden. Der Richter forderte die 
Staatsanwaltschaft auf, die Fehler zu 
korrigieren - bis dahin werden die 
Vorverhandlungen pausiert.

Dass die Staatsanwaltschaft es 
nach fünf Jahren Ermittlung nicht 
geschafft hat, ein ordnungsgemä-
ßes Verfahren durchzuführen, ist 
ein Skandal an sich. Natürlich ist es 
wichtig, dass die Iuventa Crew und 
die anderen Angeklagten ein faires 

Verfahren bekommen - gleichzeitig 
bedeutet es aber auch, dass die Ange-
klagten wieder Monate auf die Wie-
deraufnahme des Verfahrens warten 
müssen, weil die Staatsanwaltschaft 
in den fünf Jahren der Ermittlungen 
ihre Arbeit nicht richtig gemacht hat. 
Wir stehen in voller Solidarität mit 
den Angeklagten!

18. 6. 2022, Seebrücke
www. seebruecke.org



Der spanische Bürgerkrieg

Die Niederlage der spanischen Re-
publik 1939 war eine Niederlage für die 
spanische und internationale Arbeiterbewe-
gung und ist bis heute Thema ungezählter 
Bücher. 

Die Aufsätze in dem vorliegenden Buch 
sind erstmalig in der Arbeiterstimme in 
den Ausgaben September 1986 bis Okto-
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ber 1987 veröffentlicht und später in einer 
Broschüre zusammengefasst worden.

Uns war es wichtig diese längst vergrif-
fene Broschüre mit einigen Ergänzungen 
neu aufzulegen.

Denn es handelt sich um eine der 
seltenen Darstellungen der Ereignisse in 
Spanien aus der Sicht der KPO (Kommu-
nistische Partei – Opposition), bzw. der 
sich in diese Tradition stellenden Gruppe. 
Die Position dieses Teils der Arbeiterbe-
wegung wird in der bis heute andauernden 
Diskussion kaum zur Kenntnis genommen. 
Im Anhang werden einige Diskussionsbei-
träge aus unserer Zeit dokumentiert. Die 
Kämpfe in Barcelona im Mai 1937, und die 
Kontroverse um den „Fall Maurin„ werden 
unter Verwendung erst jetzt zugänglicher 
Materialien dargestellt.

Wir sehen dieses Buch auch als einen 
Beitrag zur Diskussion über eine der Ur-
sachen, die zur weltweiten Niederlage der 
Arbeiterbewegung und der Ansätze zum 
Sozialismus geführt haben.

Silke Makowski

„Helft den Gefangenen in Hitlers Kerkern“
Die Rote Hilfe Deutschlands in der Illegalität ab 1933

Der antifaschistische Widerstand der 
Roten Hilfe Deutschlands (RHD) ist bis-
her weitgehend unbekannt, obwohl sich 
Zehntausende AktivistInnen aus ver-
schiedenen sozialistischen Strömungen 
daran beteiligten. Spendensammlungen 
für die politischen Gefangenen, interner 

Zeitungsverkauf sowie Flugblattverteilun-
gen gegen den NS-Terror fanden selbst in 
kleineren Orten statt, während in größeren 
Städten noch über Jahre hinweg ein gut 
organisierter illegaler Apparat existierte, 
der die Arbeit der Basiszellen koordinier-
te. Durch internationale Kontakte konnten 
weltweite Freilassungskampagnen initiiert 
und die Flucht von Verfolgten organisiert 
werden. Zahllose Rote HelferInnen wurden 
für ihren Widerstand zu hohen Strafen ver-
urteilt, und viele von ihnen wurdenvon den 
Nazis ermordet.

Die Broschüre zeigt die Bandbreite 
des Widerstands der Roten Hilfe gegen 
den NS-Terror auf und regt durch vie-
le Beispiele aus verschiedenen Städten 
und Regionen zur eigenen Spurensuche 
vor Ort an.

Schriftenreihe des Hans-Litten-Archivs
zur Geschichte der Roten Hilfe – Band I
DIN A 4, 120 Seiten, 7,– Euro
ISBN 3-9809970-4-9
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